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Konjunkturpro-

Wirtschaftskrise

Das zweite

gramm des Bundes ist in aller
Munde. Der Diisseldorfer Landtag
erdrterte die Moglichkeiten einer
schnellen Umsetzung und der Ein-
beziehung der Kommunen.
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Weichenstellung S.4

Der ,Masterplan Nordrhein-
Westfalen“ zum Ausbau der Schie-
neninfrastruktur steht auf dem
politischen Priifstand. Die Bewer-
tung der Pldne reicht von ,Quan-
tensprung‘ bis ,,laues Liiftchen®

Wandel S.2,9-11

Das Lebensalter steigt, und
damit auch die Zahl élterer Men-
schen. Diese Verdnderung unserer
Gesellschaft zeigt bereits Folgen.
Ein wichtiges Thema auch fir
Kommunal- und Landespolitik.

Wahlen S.18

Dreimal kénnen die Biirgerin-
nen und Biirger aus NRW 2009 ihr
Kreuzchen machen. Aktiv wirbt
der Landtag fiir eine hohe Wahlbe-
teiligung bei den Europa-, Bundes-
und Kommunalwahlen.
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as bedeutet der demographische
Wandel fiir NRW? Bis 2050 rund drei
Millionen Menschen weniger, das

heiflt weniger Arbeitskrifte, mehr dltere Men-
schen, zu wenige Kinder. Soweit die Prognosen.
Bis dahin flieit zwar noch viel Wasser durch
Rhein und Ruhr, Wupper und Lippe. Der demo-
graphische Wandel stellt uns aber schon bald vor
zahlreiche Probleme.

In den offentlichen Kassen entstehen gro-
B¢ Locher, wenn es immer weniger Menschen
gibt, die Steuern zahlen — ein Problem, das ne-
ben Bund und Land auch die Kommunen hart
trifft. Die sozialen Sicherungssysteme, die uns
auffangen, wenn wir krank sind oder élter wer-
den und nicht mehr arbeiten, sind fiir eine junge
und wachsende Bevolkerung konzipiert. Und
ein starker Wirtschaftsstandort ist immer wieder
neu auf kluge Kopfe angewiesen, um innovativ
und wettbewerbsfihig zu bleiben.

KINDER UND INTEGRATION

Das Land und die Kommunen miissen schon
heute Vorkehrungen treffen, um auf die ver-
ianderte Altersstruktur vorbereitet zu sein, und
gleichzeitig Gegenmafinahmen ergreifen.

Dies erfordert laut Expertenmeinung mehr
Kinder oder mehr (junge) Menschen, die aus
anderen Lindern zu uns kommen — am besten
beides, damit ein Umsteuern schneller gelingt.
Familien- und Integrationspolitik erhalten
besonderes Gewicht. Auflerdem ist klar: Je
weniger Menschen in NRW leben, umso besser
miissen wir das vorhandene Potenzial nutzen.
Beste Bildung und individuelle Férderung vom
Kindergarten iiber Schule, Berufsausbildung
oder Hochschule bis zur Erwachsenen(weiter)-
bildung sind also nicht nur im Sinne des ein-
zelnen Menschen, sondern auch im Sinne eines
starken Wirtschaftsstandorts geboten.

Gefragt ist also eine leistungsstarke Bil-
dungslandschaft, die moglichst viele Menschen
moglichst gut und immer wieder neu qualifizie-
ren muss, gefragt sind familienfreundliche und
gleichzeitig altengerechte Stidte und Gemein-
den sowie eine kluge Infrastruktur, gefragt sind
zukunftsfeste Sozialsysteme. Dartiber hinaus gilt
es, den gesellschaftlichen Zusammenbhalt weiter
zu stirken. Die Politik, sei es in der Arbeits- und
Wirtschaftspolitik, sei es in der Verkehrs- oder
Integrationspolitik, muss schon heute die rich-
tigen Weichen stellen.

Viel ist zu tun. Auerdem brauchen die Maf3-
nahmen, die dem Schrumpfen und Altern der
Gesellschaft entgegenwirken konnten, Jahrzehn-
te, um zu greifen. Der Landtag hat die Heraus-
forderung erkannt und auf die Tagesordnung ge-
setzt. Was die einzelnen Fraktionen fiir geboten
halten, lesen Sie auf den Seiten 9 bis 11. sow
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onjunktuigorderung schnell umsetze

Wirtschaftskrise I3Anhorung vor 2. Lesung des NRW-Haushalt§2009

15.1.2009 — Das zweite Konjunkturprogramm des Bundes stand im Mittelpunkt einer.gemeinsamen Anhorung des Finanzausschusses sowie des

Ausschusses zur Kommunalpolitik unter Leitung des Vorsitzenden Edgar Moron, SPD.
auf die Wirtschaft in Nordrhein-Westfalen. Insofern konzentrierte sich die Anhor,
dersetzung iiber das dritte Nachtragshaushaltsgesetz 2008, das Abrechnungsfondsg

wird bei der kommenden zweiten Lesung im Plenum erwartet.

Anhorung
des Haushalts- und F\Qanm
und des Ausschusses fur

und Verwaltungsstrd
am 15. Januar

sein: Dies der einhellige Tenor der Experten

iiber die jetzt beschlossenen Mafinahmen,
die Konjunktur und Arbeitsmarkt stiitzen sol-
len. Daher kam es sowohl dem Stadte- und Ge-
meindebund NRW (Claus Hamacher) als auch
dem Landkreistag (Dr. Christiane Riihl) auf die
Rahmenbedingungen an, die fiir die Kommu-
nen (die ja einen Eigenanteil beisteuern sollen)
gelten sollen. Alle Kommunen, ob reich oder
arm, miissten die gleiche Chance haben, an dem
Programm teilzunehmen; dann wiirde die er-
hoffte Investitionswirkung erzielt. Die Experten
plddierten dafiir, die Verwendungsmoglichkeiten
weit zu gestalten und neben Neuinvestitionen
auch Sanierungs- und Unterhaltungsmafinah-
men zuzulassen. Eine mogliche Bremse sahen
sie in den Auflagen des europiischen Vergabe-
rechts; dies stelle aber zugleich auch einen Schutz
vor dem Eindruck ortsinterner Absprachen dar.
Kritisch wandten sie sich gegen die in der Ergin-
zungsvorlage zum Landeshaushalt NRW vor-
gesehene Aufstockung der Bildungspauschale.
Angesichts der angestrebten Reform des kom-
munalen Finanzausgleichs, bei der das Verhélt-
nis von Investitionspauschalen und allgemeinen
Mitteln des Verwaltungshaushalts (Schliissel-
zuweisungen) neu geregelt werden soll, mochte
man in der Zwischenzeit keine Veranderungen in
diesem Bereich.

E ;chnell, wirksam und einfach miissen sie

usschusses
ommunalpo

wturretor™

AWLS

Licht und Schatten sahen die Wirtschaftsexper-
ten aus Koln und Essen bei der Gesamtbewer-
tung des Konjunkturprogramms. Auch wenn
Einzelelemente — wie die Mafinahmen im Be-
reich des Steuerrechts sowie die vorgesehene
Absenkung des Krankenkassenbeitrags — in die
richtige Richtung gingen, so sei das Programm
insgesamt wenig zielgerichtet, meinten Dr. Reiner
Kambeck vom Rheinisch-Westfilischen Institut
fiir Wirtschaftsforschung (Essen) sowie Prof. Dr.
Clemens Fuest und Dr. Michael Thone von der
Universitdt Koln. Auf Kritik stief insbesondere
eine mogliche Beteiligung des Staates an Un-
ternehmen beziehungsweise die Konzentration
auf einen Sektor (beispielsweise auf die Energie-
einsparung), auf Skepsis die Frage, ob denn die
staatliche Verwaltung die anvisierten Investitio-
nen iiberhaupt ziigig in die Tat umsetzen konne.

Ebenso befiirchteten die Wirtschaftswis-
senschaftler sogenannte Mitnahmeeffekte, zum
Beispiel beim Neuwagenkauf. Mit Blick auf sta-
bile Staatsfinanzen forderten sie, die diskutierte
»Schuldenbremse* mit entsprechend wirksa-
men konkreten Mechanismen zu beschlief3en.
Auf jeden Fall sei es notwendig, dem Konjunk-
turprogramm eine ,,grof3e“ Steuerreform folgen
zu lassen und die Burgerinnen und Biirger stér-
ker zu entlasten.

Dieser Punkt war auch fiir Michael Boeck-
haus vom Bund der Steuerzahler von besonde-

ei ging es insbesondere um die Effekte dieses Programms
das Gemeindefinanzierungsgesetz 2009. Die Auseinan-
e auch die Erginzungsvorlage zum Haushaltsgesetz 2009

Foto: Schilte

rer Bedeutung. Er trat fiir einen Tilgungsplan
hinsichtlich der jetzt geplanten neuen Schul-
den ein; aulerdem miissten die Mafinahmen
und ihre Umsetzung schnell konjunkturwirk-
sam werden, um einen weiteren Abschwung
der Wirtschaft und damit stirkere Einnah-
meausfille des Staates zu verhindern. Oppor-
tun sei eine pauschale Verteilung mit einer
Berichtspflicht im Nachhinein, schidlich eine
Erorterung moglicher Mafinahmen auf dem
langen Weg der Instanzen.

Fiir eine schnelle Abwicklung pladierte
auch Kai Mornhinweg vom Bundesverband
der deutschen Industrie. Er begriifite insbe-
sondere den Investitionsaspekt des beschlosse-
nen Pakets und forderte angesichts der anhal-
tenden ,,Kreditklemme*“ in Einzelfillen auch
staatliche Biirgschaften fiir Unternehmen mit
einem Liquiditdtsengpass. ow

Die Gefahren einer ,Kreditklemme” inshesondere fiir
den Mittelstand war am 15. Januar 2009 auf Antrag
der SPD auch Thema einer Anhdrung im Ausschuss fiir
Wirtschaft, Mittelstand und Energie (siehe Seite 12). Der
Ausschuss wird dieses Thema weiter verfolgen.

Die Haushaltsheratungen im Landtag sollen laut
Planung mit der Beratung und Abstimmung in der
2. Llesung am 28./29. Januar und der 3. Lesung am
11./12. Februar 2009 zu Ende gehen.
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Fraktionen streiten in einer Aktuellen Stunde um Infrastruktur

17.12.2008 — Mit dem ,,Masterplan Nordrhein-Westfalen®; der den geplanten Ausbau der Schie-
neninfrastruktur im Land beschreibt und den die Verkehrsminister von Bund und Land ge-
meinsam mit dem Ministerprisidenten und Bahnchef Hartmut Mehdorn kiirzlich verkiindeten,
haben sich die vier Fraktionen im Landtag beschiiftigt. In diesem Plan ist auch der Rhein-Ruhr-
Express (RRX) erstmals definitiv vermerkt. Fiir die geplante schnelle Nahverkehrsverbindung
im 15-Minuten-Takt auf der Haupt-Pendlerstrecke zwischen Dortmund und Kéln soll es nun
Planungssicherheit geben. CDU und FDP sahen darin einen grofien Schritt fiir den Schienen-
verkehr in NRW. SPD und Griine meinten, das sei noch lange nicht genug.

Von einem ,Quantensprung fiir die Ver-
kehrspolitik sprach Bernd Schulte (CDU). Die
Landesregierung habe die Planungsblocka-
de aufgehoben. Der Rhein-Ruhr-Express,
yPremiumprodukt® im Nahverkehr, habe
bundespolitische Pilotfunktion. Auflerdem
enthalte der Plan Vereinbarungen zur Moderni-
sierung von tiber hundert kleineren und mittel-
groflen Bahnhofen. Drei Milliarden Euro
schwer sei das Investitionspaket, das auch
fir die Konjunkturankurbelung entschei-
dende Bedeutung habe. 37.000 Fahrgiste pro
Tag werde der Rhein-Ruhr-Express kiinftig
auf die Schiene bringen. Die Strecke Koln—
Disseldorf werde dazu viergleisig, die Strecke
Diisseldorf-Duisburg sechsgleisig ausgebaut.
Der CDU-Abgeordnete erwartet eine ,ziigigen
Umsetzung®.

Eine Betriebsaufnahme des Rhein-Ruhr-
Express‘ sei voraussichtlich ab 2015 méglich,
sagte Christof Rasche (FDP), relativierte aber:
»Wir von der FDP haben niemals von einem
festen Termin der Fertigstellung gesprochen.®
Der Starttermin konne sich durch mogliche
Anwohnerklagen verschieben. ,,Entscheidend

Unter Vorsitz von Gerhard Lorth (CDU, 5.v.i.) informierte
sich der Vorstand der Parlamentarischen Gruppe Bahn des
Landtags bei der Diirener Rurtalbahn. Die Rurtalbahn ist
ein mittelstindisches Unternehmen mit eigener Lokfiihrer-
aushildung und betreibt auf der Schiene Personenverkehr
sowie Giiterverkehr auf einer Netzlénge von 90 Kilometern.
Daneben wird die StraBe mit dem Rurtalbus bedient. Auch im
Européischen Giiterverkehr ist das Unternehmen présent. Das
Bild zeigt die Gruppe vor dem modernen Schienenfahrzeug
,Otmar Alt-Sprinter”.

ist, so Rasche, ,,dass wir diesem Projekt Schritt
fiir Schritt niher kommen.“ Der FDP-Politi-
ker sprach vom ,grofiten Schienenpaket fiir
Nordrhein-Westfalen seit 20 Jahren®. Auch der
geplante ,,Eiserne Rhein® eine geplante Verbin-
dung vom Duisburger Hafen durch die Nieder-
lande bis zum belgischen Antwerpen, sei Teil des
Masterplans. Es komme darauf an, auch diesen
bis 2015 fertigzustellen, ,ansonsten konnen die
Kollegen aus Belgien nicht mitspielen®.

Fiir die SPD verwies Wolfgang Roken darauf,
dass die Rahmenvereinbarung fiir den Rhein-
Ruhr-Express bereits Anfang 2005 abgeschlossen
worden sei. Der jetzige ,Masterplan® sei daher
»das Ergebnis von jahrzehntelanger ambitio-
nierter und verantwortungsbewusster Verkehrs-
politik aller Landesregierungen. NRW sei das
Verkehrsland Nummer eins in Deutschland und
solle es auch bleiben; deshalb diirfe man sich mit
dem Vorhandenen nicht zufriedengeben. Dass
es auch in Zukunft viele Schritte zur Entwick-
lung der Verkehrsinfrastruktur geben miisse, sei
eine ,Aufgabe der Zukunftssicherung unseres
Landes“. Zu den geplanten Modernisierungen
der Bahnhofe Dortmund und Duisburg sagte
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der SPD-Abgeordnete: ,Da hitten wir uns etwas
mehr gewiinscht als ein paar Pinselstriche.*

Horst Becker (Griine) Kkritisierte, von den
urspriinglichen Ankiindigungen sei nur ein
laues Liiftchen tbrig geblieben. Es gehe um
insgesamt eine Milliarde Euro bis 2020 fiir drei
Projekte: den RRX, das Bahnhofsprojekt Stutt-
gart 21 und fiir Ulm-Wendlingen. Selbst wenn
alle Mittel ausschlieflich fiir NRW ausgegeben
wiirden, fehlten immer noch 500 Millionen
Euro. ,,Sie rennen mit der Abrissbirne durchs
Land®, so Beckers Fazit zur Schienenverkehrs-
politik von CDU und FDP. Die ausgebliebenen
Nahverkehrsmittel aus dem Bund habe die
NRW-Regierung nicht ausgeglichen. Das Er-
gebnis seien iiberfiillte Ziige und saftige Preis-
erhohungen. ,Sie konnen heute leicht etwas
fiir 2020 versprechen. Bis dahin sind Sie lange
nicht mehr da“ schloss Becker.

Fiir die Landesregierung sprach Schulmi-
nisterin Barbara Sommer in Vertretung fiir den
erkrankten Verkehrsminister Oliver Wittke (bei-
de CDU). Insgesamt sei der ,Masterplan® eine
gute und frohe Botschaft, weil ,wir konkrete
Grundlagen fiir eine zukunftsfihige Entwick-
lung der Bahninfrastruktur geschaffen haben®
Der Plan enthalte entscheidende Weichenstel-
lungen, denn der Rhein-Ruhr-Express sei das
bedeutendste Projekt fiir den Schienenverkehr
in NRW. Auch die Strecke Minster-Liinen
werde zweigleisig ausgebaut. ,Wir werden den
RRX so schnell wie moglich aufs Gleis setzen®,
versprach sie. Erheblich mehr Menschen kénn-
ten dann auf die Schiene umsteigen. Genaue
Planungsdaten jedoch konne und diirfe heute
niemand erwarten.

Der Masterplan sei eine grofle Luftblase,
kritisierte der fraktionslose Abgeordnete Riidiger
Sagel. sow
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Wirtschaftskrise II: Landtag debattiert Konjunkturpaket

16.1.2009 — Eine schnelle Umsetzung des geplanten Konjunkturprogramms forderten die Oppo-
sitionsfraktionen im Diisseldorfer Landtag, nachdem die Bundesregierung das zweite Konjunk-
turpaket fiir Beschiftigung und Stabilitiit beschlossen hatte. Die Abgeordneten diskutierten das

Thema in einer Sondersitzung.

Wirtschaftsministerin Christa Thoben (CDU) be-
tonte, Deutschland und NRW stinden am Be-
ginn eines schwierigen Jahres. Der Staat konne
konjunkturelle Krisen nicht verhindern, aber
dazu beitragen, die Ausschlige zu ddmpfen:
Es bestehe die Notwendigkeit, rasch zu han-
deln, eingefahrene Denkschablonen beiseite zu
schieben. Sinnvoll seien MafSnahmen, die nicht
nur die Nachfrage stirkten, sondern auch die
Rahmenbedingungen fiir einen mittelfristig
hoheren Wachstumspfad verbesserten. ,,In die-
se Richtung wirken die Konjunkturprogramme
der Bundesregierung und die Mafinahmen des
Landes®, fiihrte Thoben aus. Zusitzlich zum
Rettungsschirm fiir die Banken und dem ersten

L_ Helmut Stahl (CDU)..*

Konjunkturpaket werde das Land im Haushalt
2009 Infrastrukturinvestitionen mit einem Vo-
lumen von rund 2,4 Mrd. Euro tdtigen.

Die SPD-Fraktionsvorsitzende Hannelore Kraft for-
derte die Landesregierung auf, das Konjunk-
turpaket und die entsprechenden Mafinahmen
schnell umzusetzen. Sie appellierte an die FDP,
die Mafinahmen nicht zu blockieren. ,Das
Geld muss jetzt in die Unternehmen®, betonte
Kraft. Das zweite Konjunkturpaket gehe in die
richtige Richtung, die SPD sei zum gemeinsa-
men Handeln bereit. Aber NRW bendétige noch
weitere Impulse. ,Wir brauchen ein eigenes
Programm, um die Konjunktur zu stiitzen,
so wie es andere Bundeslinder auch planen.®
Wichtig sei, dass es fiir die Kommunen mog-
lich sei, von dem Paket zu profitieren: ,,Es darf
nicht sein, dass finanzschwache Kommunen
einen Eigenanteil aufbringen miissen, um am
Konjunkturprogramm partizipieren zu kon-
nen.“ Zudem gelte es, den Biirgschaftsrahmen
auszuweiten.

Gerhard Papke (FDP)

Dagegen warnte CDU-Fraktionsvorsitzender Helmut
Stahl vor einem vorschnellen Handeln. ,,Auch wir
wollen das Programm ziigig umsetzen. Das setzt
aber die Kenntnis von Sachverhalten voraus®, so
Stahl. Bislang seien Eckpunkte des Konjunktur-
programms beschlossen worden. Weitere Ab-
sprachen der Finanzminister seien notwendig,
bevor gehandelt werden konne. Hinsichtlich
der Forderungen der SPD betonte er, dass allen
Kommunen die Teilhabe erméglicht werden
miisse. Ebenfalls selbstverstidndlich sei die Hilfe
fiir Unternehmen in Not. Aber es gelte auch, die
einzelnen Mafinahmen des Konjunkturpakts
kritisch zu iiberpriifen: ,,Es ist unsere Pflicht,
alles zu tun, um zu vermeiden, dass die Krise in

S Sylvia Lohrmann (6rine)

einer Depression endet. Wir werden alles tun,
damit NRW gestirkt aus der Krise hervorgeht.“

Fur den FDP-Fraktionsvorsitzenden Gerhard Papke
stellte sich die Frage, ob das Konjunkturpaket die
damitzusammenhingenden Neuverschuldungen
rechtfertige. Aus Sicht der FDP konne er dem Pa-
ket zwar zustimmen, jedoch miisse sichergestellt
sein, dass neue Impulse fiir die Binnennachfrage
entstehen; zudem miisse eine faire Lastenvertei-
lung zwischen Bund und Lindern sichergestellt
werden. Es sei aber auch zu priifen, inwieweit
sich das Paket verbessern liefle, um den Interes-
sen der Biirger in NRW gerecht zu werden. Das
Konjunkturpaket enthalte kaum sofort wirkende
Mafinahmen. Notwendig sei eine umfassende
Steuerreform, die die Mittelschicht sowie kleine
und mittlere Unternehmen stirke. ,,Wir werden
kein Konjunkturpaket verabschieden, das eine
Absage an eine solche Steuerreform erteilt.

Griinen-Fraktionsvorsitzende Sylvia Lohrmann kri-
tisierte, das Verhalten der Landesregierung

SPD-Fraktionsvorsitzende Hannelore Kraft am Rednerpult; Mit-
glieder der Landesregierung horen aufmerksam zu.

sei dieser Krise in keiner Weise angemessen:
»Schwarz-gelb“ sei handlungsunfihig, da ihre
»ideologischen Differenzen uniibersehbar
zugenommen hitten. Das Konjunkturpaket
der Bundesregierung bezeichnete Lohrmann
als ,Flickschusterei®. Es sei weder 6kologisch
schliissig noch sozial ausgewogen und 6kono-
misch zielgerichtet. Die Leichtigkeit, mit der
neue Schulden gemacht wiirden, sei unverant-
wortlich: ,,Wir Griinen teilen die Skepsis der
Bevolkerung gegeniiber den beschlossenen
Maflnahmen®, betonte Lohrmann. Sie forder-
te Investitionen in die Zukunft — in Bildung,
Klimaschutz und Infrastruktur. Diese Investi-
tionen, kdmen allen zugute, stirkten die Wirt-
schaft und stabilisierten den Arbeitsmarkt.

Ministerprasident Jiirgen Riittgers (CDU) stellte
fest, es sei wichtig, sich konkrete Ziele zu setzen.
Das Vertrauen in die Soziale Marktwirtschaft
miusse wiederhergestellt werden. Auch NRW
werde Unternehmen unterstiitzen und damit
Arbeitsplitze sichern. Zudem diirfe die Aufgabe
des Schuldenabbaus nicht auf kiinftige Genera-
tionen abgeladen werden. Ein entsprechender
Tilgungsfonds sei eine Frage der Nachhaltigkeit
und Verantwortung. Riittgers betonte zudem,
das politische System in der Bundesrepublik
habe sich in diesen Krisenzeiten bewihrt. Es sei
moglich gewesen, in kiirzester Zeit entscheiden-
de Gesetze zu verabschieden und weitergehen-
de Schritte einzuleiten: ,Die Entscheidungen
der letzten Woche sind so qualitativ, dass wir
gestirkt aus der Krise herausgehen konnen® so
Rittgers. Marie Schwinning
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Einigung in Briissel iiber EU-Klimapaket

Briisseler Beschliisse verscharfen die Fronten im Diisseldorfer Landtag

18.12.2008 — Die Staats- und Regierungschefs der Europdischen Union haben die Beschliisse zum EU-Klimapaket miteinander vereinbart und
damit die Weichenstellungen fiir den europdischen Raum bis 2020 vorgenommen. In Anlehnung daran haben die Fraktionen im Rahmen einer
Aktuellen Stunde die Ergebnisse des Briisseler Klimagipfels sowie deren Umsetzung in Nordrhein-Westfalen kontrdir diskutiert. Ausgangspunkt der
Debatte waren die Antrige der Fraktionen von SPD (Drs. 14/8127) und Griinen (Drs. 14/8126). In Verbindung damit wurde ebenso der Eilantrag
der Griinen ,,Kraft-Wiirme-Kopplung in NRW endlich mit Nachdruck ausbauen erortert.

Der Klimawandel und der notwendige Kli-
maschutz, eroffnete Reiner Priggen (Griine) die
Debatte, werde die derzeitige Form der Strom-
erzeugung ,komplett umwilzen. Dies sei je-
doch nicht nur bedrohlich, sondern er6ffne
auch weltweit neue Mirkte, im Energiesektor
vor allem durch Energieeffizienz, Energieein-
sparung und erneuerbare Energien. Aber die
Landesregierung vernachléssige fahrlissig die
Chancen, die fiir Nordrhein-Westfalen und fiir
die Arbeitsplitze in diesem Prozess ligen. Das
Ergebnis der europiischen Konferenzen be-
zeichnete Priggen als ,letzte Warnung*. Aufler-
dem forderte er einen Paradigmenwechsel in
Sachen Kraft-Wirme-Kopplung (KWK): ,Das
geht bei uns. Wir miissen es nur ambitioniert
genug fortsetzen, statt immer nur auf RWE zu
horen.*

Fiir die SPD-Fraktion begriif3te Norbert Rimer
ausdriicklich die Einigung in Briissel beim Kli-
maschutz und merkte an, dass das EU-Klima-
paket ein breites Fundament fiir kiinftige Neu-
investitionen in NRW bilde. Nach Auffassung
Romers wiirden damit nicht nur gute Chancen
fiir neue Marktteilnehmer und fiir mehr Wett-
bewerb, sondern auch gute Chancen fiir mehr
Energieeffizienz, weniger CO,-Emissionen und
damit fiir mehr Klimaschutz geschaffen. Das
alles, so der Abgeordnete, ,,musste aber gegen
diese Landesregierung durchgesetzt werden®.
Daran ankniipfend warf Rémer der Landes-

regierung vor, ,NRW energie- und klimapoli-
tisch von der Lokomotive in das Bremserhaus-
chen manovriert” und folglich den Interessen
des Landes enorm geschadet zu haben.

Christian Weishrich (CDU) kritisierte hingegen
das Briisseler Verhandlungsergebnis. Der Be-
schluss des EU-Ministerrats sei ein ,Hammer
fiir die Wirtschaft in Deutschland®, insbeson-
dere aber fiir Nordrhein-Westfalen. Weisbrich
prognostizierte, dass aufgrund der geplanten
Vollauktionierung der CO,-Zertifikate die
Strompreise um bis zu 50 Prozent steigen. Da-
mit werde wiederum fiir die Wirtschaft eine Zu-
satzlast von 10 bis 15 Milliarden Euro pro Jahr
einhergehen. In Anbetracht der Wirtschaftskri-
se kommentierte der CDU-Sprecher: ,,Diimmer
geht’s nimmer!“ — ,Wir®, so der NRW-Christ-
demokrat, ,haben dieses Verhandlungsergebnis
hinnehmen miissen, weil unsere deutsche Stim-
me nicht einheitlich war, erzwungen von der
Grof3en Koalition in Berlin®

Als ,auflerst bescheiden® bezeichnete
Dietmar Brockes (FDP) die Ergebnisse der Briis-
seler Verhandlungen und wies darauf hin, dass
eine Folge des beschlossenen Klimapakets der
Ausbau von Gaskraftwerken sein werde. Nach
Auffassung Brockes® wird jene Tatsache ,,nicht
nur die Abhéngigkeit von russischem Gas erhé-
hen, sondern auch bei der Klimabilanz keinerlei
Verbesserungen bringen®. Zum Thema Kraft-

¥

SEITE 6 - LANDTAG INTERN 1/2009

Wirme-Koppelung merkte der FDP-Politiker
an, dass dies zwar eine ,,sinnvolle und effiziente
Technologie“ sei, allerdings nur dort Sinn ma-
che, wo man ganzjahrig einen Abnehmer fiir die
Wiirme vorfinde. Eine flichendeckende Anwen-
dung sei mangels Warmebedarf im Sommer so-
wohl fiir Klima- als auch fiir Ressourcenscho-
nung eher kontraproduktiv.

Nachdriicklich betonte Energieministerin
Christa Thoben (CDU), dass sich die Landesregie-
rung frithzeitig zu den aktuellen Klimaschutz-
zielen der EU bekannt habe. Gleichzeitig aber
unterstrich sie: ,Wir haben neben diesen Zielen
auch an die Interessen unseres Landes und der
hier lebenden Menschen zu denken.“ Davon
ausgehend befand Thoben, dass die Beschliisse
des Europiischen Rates weder der energieinten-
siven Industrie noch den Kraftwerksbetreibern
eine ,ausreichende Planungssicherheit fiir ihre
Investitionen® gdben. Vollig unbegreiflich sei
ihr die mogliche Behandlung der KWK-An-
lagen. Im Hinblick auf den Ausbau der Kraft-
Wirme-Kopplung konnten konkrete Maf3-
nahmen erst dann festgelegt werden, wenn die
Rahmenbedingungen fiir Investitionen bekannt
seien. Gordana Zecic

Der Eilantrag der Griinen (Drs. 14/8128) wurde mit der
Mehrheit der Stimmen der Koalitionsfraktionen von CDU
und FDP ahgelehnt.

T ]

Foto: Schalte



http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Navigation/Abgeordnete/Inhalt.jsp

Bitte klicken Sie hier, um weitere Informationen iiber die Abgeordneten zu erhalten!

PLENUM

Il

Landtag diskutiert verstarkte Zusammenarbeit NRW-Benelux

18.12.2008 — Eine ,,Jubelveranstaltung“ oder eine neue Qualitit in der Europapolitik? Die Un-
terzeichnung einer politischen Erklirung zur stirkeren Zusammenarbeit zwischen NRW und
den Benelux-Staaten auf dem Bonner Petersberg wurde von den vier Landtagsfraktionen un-
terschiedlich bewertet. Unstrittig in der Plenardebatte iiber einen Antrag der Regierungsfrak-
tionen (Drs. 14/8089) war allerdings, dass Diisseldorf den engen Kontakt zu Den Haag, Briissel

und Luxemburg suchen miisse.

Die europiische Zusammenarbeit be-
griindete Ilka von Boeselager (CDU) als eine Fra-
ge von Nachbarschaft und Freundschaft. Die
CDU-Fraktion wolle mit ihrem Antrag deut-
lich machen, dass ,,wir Europa in den Regio-
nen wirklich leben wollen®. Vor allem gelte es,
den Referenzraum NRW-Benelux zukunftsfest
zu machen. Auch wirtschaftlich gesehen sei-
en fiir Nordrhein-Westfalen die europiischen
Handelspartner Herausforderung Nummer
eins. Belgien, die Niederlande und Luxemburg
bildeten zusammen mit Nordrhein-Westfalen
einen ,einzigartigen“ Kultur- und Wirtschafts-
raum. Der neue Benelux-Vertrag sowie die
aktuelle Erkldrung der Ministerprésidenten der
Benelux-Staaten schafften die Moglichkeit, die
regionale Zusammenarbeit insbesondere in
den Bereichen Bildung, Infrastruktur, Verkehrs-
politik, Umweltpolitik und innere Sicherheit zu
stiarken.

Auch Dietmar Brockes (FDP) wiirdigte den
Vertrag tiber die Benelux-Wirtschaftsunion als
Symbol fiir ,Weitblick, Mut und Fortschritt.
Den Benelux-Staaten sei es ,,gelungen, eine Vor-
reiterrolle fiir die wirtschaftliche Integration

Europas zu spielen® Bereits heute
nehme NRW an ei- nigen Gremien
der Benelux-Wirt- schaftsunion

als  Beobachter teil.  Belgien

und die Niederlande wiirden zu den wichtigs-
ten Handelspartnern Nordrhein-Westfalens
gehoren; dies miisse ausgebaut werden. Der
neue Benelux-Vertrag enthalte eine Klausel, die
eine Zusammenarbeit zwischen den Benelux-
Staaten und ihren Nachbarldndern ermégliche.
Dies bote die Chance zur vertieften politischen,
wirtschaftlichen und kulturellen Zusammenar-
beit. Die gemeinsame politische Erklirung der
Benelux-Staaten und NRW sei hierzu ein erster
Schritt.

In dem vorliegenden Antrag sah Markus Tons
(SPD) eher eine ,Nachspeise“ zur Veranstal-
tung auf dem Petersberg vom Dezember 2008.
Richtig sei, dass die Zusammenarbeit mit den
Benelux-Staaten fiir NRW von hoher Bedeu-
tung sei. Die aktuelle Landesregierung habe
es allerdings falsch angepackt: Zunichst habe
man die Stelle des Landesbeauftragten fiir das
Verhiltnis Benelux/NRW gestrichen, dann —
»im Uberschwang der Gefiihle“ — mit der Idee
eines Beitritts von NRW zum Benelux-Raum
gespielt, und schliefflich mit der Konferenz auf
dem Petersberg ,,Symbolpolitik“ betrieben. ,,Wo
ist konkretes Regierungshandeln?*, fragte Tons
mit Blick auf den ,Eisernen Rhein“ und die
Projekte des Interreg-Programms. Sein Fazit:
»lhre Politik gegentiber unseren Nachbarstaa-
ten ist ein einziger Schlingerkurs.“
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Sylvia Lohrmann (Griine) sah in dem Antrag
der Regierungsfraktionen nichts Verkehrtes,
aber auch nichts ,substanziell Neues®. Er habe
eigentlich das Ziel, den Ministerprisidenten ,in
seinen Inszenierungskiinsten® zu unterstiitzen.
Mit Blick auf die Beziehung NRW-Benelux
gebe es eine lange Kontinuitit, und Rot-Griin
sei schon weiter gewesen, als ,Jubelveranstal-
tungen® zu organisieren. Konkret fragte Lohr-
mann nach, was denn nun in der Zusammen-
arbeit der Schulen und Hochschulen geplant
sei und forderte mit Blick auf die Anerkennung
von Schulabschliissen: ,,Offenbar gibt es Dinge,
bei denen es nicht verniinftig geht. Lassen Sie
uns doch tiber die konkreten Probleme spre-
chen.“ Thr Fazit: ,Wir diirfen uns in puncto
Europa nicht die Rosinen herauspicken, son-
dern miissen es als Ganzes gestalten.

Europaminister Andreas Krautscheid (CDU) hob
den besonderen Charakter der ,Politischen
Erklirung der Regierungen der Mitglieder von
Benelux und von Nordrhein-Westfalen tiber
die Entwicklung einer engen Zusammenarbeit
hervor. Diese Erklarung sei von den Regierungs-
chefs dreier selbststindiger Mitgliedsstaaten der
Europdischen Union sowie vom Ministerpri-
sidenten Nordrhein-Westfalens unterzeichnet
worden. Dies bedeute eine neue Qualitit in der
Europapolitik des Landes; NRW gehe an die
»Maximalgrenze“ dessen, was ein Bundesland
im Rahmen der grenziiberschreitenden Zusam-
menarbeit tun konne. Die Ubereinkunft ergin-
ze die anderen Maflnahmen in den bilateralen
Beziehungen zu den Nachbarstaaten und in der
Arbeit der Euregios. Sie ziele ab auf eine Rei-
he von Projekten, die fiir die Biirgerinnen und
Biirger konkret spiirbar seien. ow

Der Antrag (Drs. 14/8089) wurde einstimmig an den
Hauptausschuss iiberwiesen.
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1812.2008 =Menschen, diesaus Lindern aufSerhalb der EU nach Deutschland gekommen sind,
quben kein kommunales Wahlrecht. Daher fordern SPD (Drs. 14/8087) und Griine (Drs. 8085)
im'Landtag, rechtzeitig vor der Kommunalwahl den gesetzlichen Weg zumindest fiir Integrati-

MSmte in den Stadten und Gemeiniden freizumachen. Ein Gesetzentwurf der Landesregierung
ist gwar in Arbeit. Nun werde aber die Zeit bis zur Kommunalwahl knapp, mahnen die Opposi-
ttonsffdkfonen CDU und EDP sehen'sich dagegen auf einem guten Weg.

Integrationsrite, argumentierte Britta Alten-
kamp (SPD), eroffneten auslindischen Men-
schen ohne Wahlrecht den einzigen Weg, sich
an der Kommunalpolitik ,selbstbestimmt®
zu beteiligen. Es gehe darum, den Stellenwert
des Gremiums Ausldnderbeirat zu verbessern
und sicherzustellen, dass Migrantinnen und
Migranten direkt wihlen kénnten, wer sie ver-
treten solle. Bisher sei es den Kommunen frei-
gestellt, entweder einen ordentlichen Ratsaus-
schuss fiir Integration oder ein anderes, auch
mit Zugewanderten besetztes Gremium zu bil-
den. Nun seien die Kommunen per Gemein-
deordnung zu verpflichten, ein solches, pari-
tatisch besetztes Gremium zu bilden. Obwohl
Integrationsminister Laschet zugesagt habe,
sich personlich dafiir einzusetzen, sei bislang
nichts passiert. Dabei gehe es um Respekt und
Anerkennung gegeniiber den Migrantinnen
und Migranten.

Die Dringlichkeit des Anliegens betonte
auch Andrea Asch (Griine): Zu einer ,,Absurditit®
fithre die Ungleichbehandlung von Menschen,
die aus der EU oder eben nicht aus der EU
kimen: ,Die Osterreicher diirfen wihlen, die
Schweizer nicht, die Schweden diirfen wihlen,
die Norweger nicht, tiirkische Zyprioten diirfen
wihlen, sonstige Tiirken nicht.“ Asch forderte
das kommunale Wahlrecht , fiir alle Migrantin-
nen und Migranten, die dauerhaft hier leben®
Unabhingig davon seien sowohl der Integra-
tionsrat mit einer Minderheit an Ratsmitglie-
dern als auch der Integrationsausschuss mit
einer Mehrheit an Ratsmitgliedern erfolgreich
erprobt worden. Die Wahl der Integrations-
rdte musse gleichgestellt werden mit der Wahl
des Kommunalparlaments, forderte die Griine.
»Bringen Sie den Gesetzentwurf im Januar ein,
damit er zur Kommunalwahl wirksam werden
kann.“

Auch Menschen aus Landern auBerhalb der EU verfolgen
aufmerksam die Sitzungen im Landtag.

Zahlreiche Elemente der beiden Antrige, sagte
Michael Solf (CDU), seien auch im Aktionsplan
»Integration von Minister Laschet enthalten.
»Die Unruhe, die Sie treibt, habe ich auch®, sag-
te der CDU-Politiker, zeigte sich jedoch zuver-
sichtlich, dass die notige Ressortabstimmung
Ende Januar abgeschlossen sei. Er stimme mit
den Griinen darin iiberein, dass man den Kom-
munen die Entscheidung tiberlassen wolle, ob
sie einen Integrationsausschuss oder einen Inte-
grationsrat vor Ort fiir sinnvoller hielten. Dann
aber konne das Gremium nicht am gleichen Tag
wie der Rat selbst gewdhlt werden. Fiir richtig
befand der CDU-Politiker, die Migrantinnen
und Migranten selbst wihlen zu lassen, wer sie
in dem Integrationsgremium vertreten soll. Ein
kommunales Wahlrecht fiir Auslinderinnen
und Ausldnder aus Liandern auflerhalb der EU
lehnte Solf allerdings ab.

Fiir die FDP erkldrte Horst Engel, dass man
den betreffenden Teil der Gemeindeordnung
2007 deshalb noch nicht tiberarbeitet habe, weil
damals noch keine Erfahrungen vorgelegen
hitten. Die meisten Kommunen hitten ein
Gremium gebildet, dem sowohl direkt gewihl-
te Migrantenvertreter als auch Ratsmitglieder
angehorten. ,,Es gilt: evaluieren, bewerten und
dann mit Vorschligen kommen*, sagte Engel.
Erst nach Auswertung der Modellversuche und
der Kommunalwahl 2009 solle eine mit allen
Beteiligten abgestimmte Neuregelung getrof-
fen werden. Auch der FDP-Politiker sprach sich
fiir getrennte Wahltermine aus, damit der neu
gewihlte Rat iiber die Form der Zusammenar-
beit mit den Migrantinnen und Migranten ent-
scheiden konne. Auflerdem, merkte er an, gehe
es um den Dialog, der vor Ort gelebt werde,
und nicht so sehr um institutionelle Dialoge
iber Gremien.

Abschlieflend betonte Innenminister Dr. Ingo
Wolf (FDP), dass man im Zeitplan liege und es
keinen Grund zur Unruhe gebe. ,, Wir sind nach
wie vor fest entschlossen und auch intensiv da-
ran, diese Losung zu erarbeiten, um das in eine
gesetzgeberische Fassung umzusetzen®, sagte der
Minister. In den Kommunen gebe es ein grofies
Interesse daran, Dinge alternativ entscheiden zu
konnen. Diese Organisationsfreiheit sei in der
Gemeindeordnung angelegt und mache auch
an dieser Stelle Sinn. Angesichts dessen, dass
die Uberlegungen zur Thematik noch nicht ab-
geschlossen seien, bewertete der Innenminister
die beiden Antrige als ,,iiberfliissig sow

Der Antrag der SPD (Drs. 14/8087) wie auch der Antrag
der Griinen (Drs. 14/8085) wurde mit den Stimmen der
Fraktionen von CDU und FDP abgelehnt.
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Generationenminister Armin Laschet
(CDU) am Rednerpult

® 009 e 999

sese SCHWERPUNKT 190

o ®

Amt
R ad

Jim Land deglangen

Unterrichtung der Landesregierung zum demographischen Wandel

17.12.2008 — Kurz vor dem Jahreswechsel bestimmte ein Blick in die Zukunft die parlamenta-
rische Debatte im Landtag Nordrhein-Westfalen. In einer Unterrichtung des Parlaments erkldrte
die Landesregierung, wie der demographische Wandel das Land in den nichsten Jahren verii

(sruinenylieskizzierten, ,Ju“a ie vermissten wesentliche strategische Mafinahmen.

»Wir miissen unser Land fit machen fiir das
Jahr 2025 sagte Generationenminister Armin Laschet
(CDU) im Plenum. Dann wiirden die geburten-
starken Jahrgénge von 1955 bis 1965 Schritt fiir
Schritt in Rente gehen. Schon jetzt sei der Wan-
del durch die Folgen einer alternden Gesell-
schaft, durch schrumpfende Bevélkerung und
langjahrige Zuwanderung in den Kommunen
angekommen. Es sei wichtig, besonders Kinder,
Jugendliche und Familien fiir eine Zukunft ,,im
Land des langen Lebens“ zu stirken, erklirte
Laschet. Durch weitere Anstrengungen in der
Integrations-, Gesundheits-, Arbeitsmarkt- und
Wohnpolitik konne der Wandel zur Chance
werden. Laschet erklirte, kiinftig das gesamte
Regierungshandeln auf ,Demographie-Taug-
lichkeit* tiberpriifen zu wollen. Dann werde
Nordrhein-Westfalen auch 2025 ,Heimat fiir
alle Generationen“ bleiben.

Als einen ,,dreisten Fall der Lebenszeitver-
kiirzung von Abgeordneten® empfand Britta Al-
tenkamp (SPD) die Ausfithrungen des Generatio-
nenministers. Sie vermisste im Plenum konkrete
Maf3nahmen zur Ausgestaltung des demographi-
schen Wandels in Nordrhein-Westfalen und eine
vorausschauende Politik der Landesregierung.
Die Abgeordnete kritisierte, dass die Landes-
regierung von CDU und FDP gerade mit Blick
auf die absehbaren Folgen des demographischen
Wandels in den Kommunen keine konkrete
Hilfe leiste. Stattdessen werde die erforderliche
Infrastruktur in Stidten wie Duisburg weiter ab-
gebaut. Die Unterrichtung des Landtags durch
die Landesregierung sei deshalb als eine ,,diirre
Bilanz“ der Landespolitik seit 2005 zu werten.

Lob fiir die Ausfithrungen der Landesregie-
rung duflerte Ursula Doppmeier (CDU). Mehr denn
je komme es darauf an, ,eine Politik fiir alle Ge-
nerationen zu gestalten. Daher begriifle sie die
Initiative des Ministerprisidenten, das Jahr 2008
zum ,Jahr des Miteinanders der Generationen®
ausgerufen zu haben. Wihrend die rot-griine
Landesregierung hierzu bis 2005 keine Anstren-
gungen unternommen habe, kiimmere sich die
Landesregierung von CDU und FDP insbeson-
dere um die Familien ,,als Garanten der Zukunft*.
Als Beispiele nannte Doppmeier die Verzahnung
der entsprechenden Politikbereiche, das Kinder-
bildungsgesetz (KiBiz) und die Schaffung von
7.000 neuen Lehrerstellen an den Schulen. ,,Die
Ampel ist auf Zukunft gestellt", so das Fazit der
Abgeordneten.

Den demographischen Wandel erklirte
Christian Lindner (FDP) folgendermafien: ,,Immer
mehr Menschen leben immer linger und wer-
den immer spiter pflegebediirftig. Dies sei ein
Grund zur Freude und Gewinn fiir die Gesell-
schaft. Allerdings, so merkte Lindner an, wiir-
de dieser Gewinn gefihrdet, ,wenn wir nicht
heute den Wandel gestalten®. Die Landesregie-
rung von CDU und FDP habe den demogra-
phischen Wandel als politisches Querschnitts-
feld begriffen. Obwohl es in Zukunft weniger
junge Menschen gebe, wiirden die Ausgaben
fiir Bildung und Erziehung weiter erhoht, was
zu einer deutlichen Qualititssteigerung fiihre.
Lindner begriifite die Unterrichtung und pro-
gnostizierte, dass der demographische Wandel
den Landtag von nun an regelmifig beschiftigen
werde.

»Eine sehr miide Vorstellung™ sah Andrea Asch
(Griine) in der Unterrichtung. Sie zeigte sich ent-
tauscht, dass Minister Laschet das Thema Integ-
ration nur am Rande behandelt habe. So forderte
Asch die Landesregierung auf, sich stirker um
Kinder aus Migrantenfamilien zu bemiihen. Die
Abwanderung von jungen Menschen werde zu-
nehmend zu einem gesellschaftlichen Problem,
erklirte die Abgeordnete. Zugleich miisse die
Landesregierung die Kommunen bei der Quar-
tiersplanung stirker unterstiitzen, um den Be-
diirfnissen einer alternden Gesellschaft gerecht
zu werden. Asch zeigte sich tiberzeugt: Werde der
demographische Wandel richtig gestaltet, ,dann
haben wir in Zukunft eine Gesellschaft, die ilter,
die aber auch bunter und vielfiltiger sein wird*.

»Sle steuern 2025 in eine soziale Katastro-
phe®, meinte Riidiger Sagel (fraktionslos) zu den
Ausfithrungen. Um diese Katastrophe zu ver-
hindern, missten Mindestlohne eingefiihrt und
mehr sozialversicherungspflichtige Arbeitsplitze
geschaffen werden. sw

Fotos: Schalte
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Eine alternde
Gesellschaft bedeutet fiir
Nordrhein-Westfalen ...

Das Szenario von einem
zukiinftigen ,,Konflikt der
Generationen halte ich fiir ...

Die sozialen Sicherungssysteme
werden in den kommenden
Jahren und Jahrzehnten ...

Um fiir den demographischen
Wandel gewappnet zu sein,
muss die Landespolitik ...

Eine zunehmend iilter
werdende Gesellschaft
verlangt von den Stidten
und Gemeinden ...

Die Auswirkungen einer

dlter werdenden Gesellschaft
stellen jede Biirgerin und jeden
Biirger schon heute vor die
Herausforderung, ...

Wenn unsere Nachkommen
in 50 Jahren auf die heutige
Politik zum demographischen
Wandel zuriickblicken,
werden sie sagen, ...

[

Landtag Intern macht den Aufschlag, die Abgeordneten retournieren.

Josef Wilp (CDU)

. eine Verinderung der Bevolkerungsstruktur, da
gleichzeitig die Zahl der Kinder deutlich abnimmt. Ein
Land des langen Lebens birgt neben Herausforderungen
auch Chancen, namlich dann, wenn ilter als Gewinn, bun-
ter als Bereicherung und weniger mitunter auch als mehr
verstanden wird.

. vermeidbar, wenn es gelingt, eine solidarische
Gesellschaft zu schaffen. Dazu gehort ein generationen-
iibergreifender Konsens tiber die zentralen Werte und
Aufgaben. Es geht um ein Miteinander und Fiireinander,
nicht um ein Nebeneinander und erst recht nicht um ein
Gegeneinander.

... immer wieder vor besonderen Herausforderungen
stehen. Es gilt, die sozialen Sicherungssysteme zukunfts-
fest auszugestalten und darauf zu achten, dass im Rahmen
von Generationengerechtigkeit Anspriiche, Leistungen
und Vorleistungen aller Generationen sachgerecht mitei-
nander abgewogen werden.

... allen Generationen gerecht werden, das heif3t zu-
gleich eine kinder-, familien- und seniorengerechte Poli-
tik betreiben. Zudem hat sich Politik einzusetzen fiir eine
bessere Ausbildung, qualifizierte Zuwanderung, die Erho-
hung der Frauenerwerbsquote sowie eine Verminderung
der Lasten der Nachwachsenden.

. eine Neupositionierung fast aller kommunalen
Politikfelder. Es geht unter anderem um die Bereiche des
Arbeitens, der Bildung, des Wohnens, des Verkehrs, der
Mobilitdt, der Gesundheit und Pflege, der Kultur, des
Sports und der Auf- und Zuteilung der Ressourcen, auch
der finanziellen.

... sich auf diesen Wandel einzustellen: Fiir die junge
und mittlere Generation wird die personliche Vorsorge
eine immer groflere Bedeutung erlangen, um auch im Al-
ter den Lebensstandard halten zu kénnen.

... die gesellschaftlich Verantwortlichen haben die
richtigen Weichen fiir ein respektvolles und solidarisches
Miteinander von Jung und Alt gestellt. Das zumindest
wiinsche ich mir. Doch ich bin kein Prophet.

... zugleich Herausforderung und Chance. Vor allem
ist es eine losbare Aufgabe, wenn alle Verantwortlichen
zusammenwirken und wir heute schon die richtigen Wei-
chen stellen.

... stark ibertrieben. Ich lebe selbst in einer engen Ge-
meinschaft mit vier Generationen zusammen. Wir wissen
alle, dass wir ohneeinander nicht auskommen. Ob es Kon-
flikte zwischen Gruppen gibt, hingt davon ab, wie der so-
ziale Ausgleich durch Politik und Gesellschaft in Zukunft
geregelt wird.

... das wichtigste Riickgrat fiir unsere solidarische Ge-
sellschaft sein. Nur sie garantieren, dass alle die notwendigen
Leistungen in schwierigen Lebenslagen bekommen und dass
die eigene Lebensleistung gerecht gewiirdigt wird. Die aktu-
elle Finanzkrise zeigt, dass Solidaritit zwischen den Genera-
tionen das tragfahigste Konzept fiir die Alterssicherung ist.

... mehr fiir die Kommunen tun. Der demographische
Wandel wirkt sich dort in der alltédglichen Daseinsfiirsor-
ge am stirksten aus. Finanzielle Unterstiitzung, Beratung
und Standards, die die Gleichheit der Lebensverhiltnisse
im ganzen Land ermdglichen, die Vereinbarung von Kul-
tursensibilitdt im Hinblick auf die élter werdenden Mig-
rantinnen und Migranten, sind dringend notwendig.

. eine sozialpolitische Perspektive, die Sicherheits-
und Schutzfunktion bei besonderem Bedarf, wie etwa
Krankheit, Hilfs- und Pflegebediirftigkeit beinhaltet und
eine Perspektive, die auf die Forderung der Selbstbestim-
mung, den Erhalt der Selbststindigkeit sowie die Mitver-
arbeitung dlterer Menschen zielt.

... sich auf ein Leben im Alter einzustellen und Vorsorge
zu treffen. Wie mochte ich zukiinftig leben und was muss ich
heute dafiir tun? Jede und jeder muss heute schon im Blick
haben, dass wir Verantwortung fiireinander haben. Bereits
heute gibt es sehr viele éltere Menschen in unserer Gesell-
schaft, um die wir uns kiimmern kénnen und miissen.

... dass wir vieles richtig und manches falsch gemacht
haben, dass unsere Gesellschaft vielfiltig und lebendig
geblieben ist, dass das Bekenntnis zu den sozialen Siche-
rungssystemen Garant fiir Stabilitit und Gerechtigkeit
war und ist.
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SCHWERPUNKT

Diesmal zum demographischen Wandel.

Christian Lindner (FDP)

... die Verwirklichung des Menschheitstraums von ei-
nem lidngeren und moglichst gesunden Leben. Damit es
kein Alptraum wird, muss die Politik aber heute die Wei-
chen stellen. In Berlin ist von einer Gestaltung des demo-
graphischen Wandels leider zu wenig zu sehen.

. tbertrieben. Es ist aber eine ernstzunehmende
Mahnung, den Generationenvertrag neu zu justieren, da-
mit Altere und Jiingere gleichermaflen vor einer unfairen
Verteilung der Lasten geschiitzt werden. Nicht nur die Po-
litik, auch die Gesellschaft ist gefragt.

. reformiert werden miissen. Die Grofie Koalition
hat versdumt, sie zukunftssicher auszugestalten. Wir brau-
chen nach dem Vorbild der privaten Krankenversicherun-
gen mehr Kapitalriickstellungen in allen Sdulen der Sozial-
versicherung. Das betrifft gerade die Pflege. Dazu kommt
die Starkung der Eigenvorsorge.

. erstens: Entscheidungen der Gegenwart aus der
Perspektive des Jahres 2050 hinterfragen. Zweitens: den
Staat durch weniger Schulden und Biirokratie handlungs-
fihig halten. Drittens: mit gesellschaftlichen Gruppen
einen offentlichen Dialog tiber die konkreten Folgen des
demographischen Wandels fiithren.

... eine andere soziale Infrastruktur, neue Formen der
Einbeziehung agiler Senioren in den Alltag und eine ange-
passte Stadtentwicklung. Altere Menschen wollen linger,
barrierefrei und zentrumsnah in den eigenen vier Winden
leben.

... bei finanziellen Vorsorgeentscheidungen und der
eigenen Lebensplanung friihzeitig an das Alter zu denken,
obwohl wir solche Gedanken lieber verdringen.

... dass Deutschland nach dem Wechsel zu einer
schwarz-gelben Bundesregierung im September 2009 zum
Gliick die Kurve bekommen hat!

Bt

Andrea Asch (Griine)

... die Chancen der Umgestaltung fiir ein menschli-
cheres, an den Bediirfnissen von alten und behinderten
Menschen orientiertes Gemeinwesen zu entwickeln. Mit
dem Schrumpfen der Bevolkerung gewinnen Zuwande-
rung und die Forderung von Kindern und Familien eine
neue Bedeutung.

... falsch. Der demographische Wandel riickt das so-
lidarische Miteinander der Generationen in den Blick-
punkt. Die wachsende Zahl von generationeniibergreifen-
den Projekten ist eine Chance fiir unser Zusammenleben.
Dies gilt es weiter auszubauen und zu fordern, etwa mit
kurzen Wegen und Verkehrsberuhigungen.

. weiterentwickelt und demographiefest gemacht
werden. Wir miissen Menschen im Alter besser vor Armut
schiitzen und die Pflege qualitativ wie organisatorisch
verbessern, mit einer solidarisch finanzierten Reserve aus-
statten und ebenso wie die Krankenversicherung zu einer
umfassenden BiirgerInnenversicherung ausbauen.

... dieses Thema endlich in Angriff nehmen. Als
Querschnittsaufgabe muss es zur Chefsache der Landes-
regierung gemacht werden. In Zusammenarbeit aller Res-
sorts ist ein strategisches Konzept zu entwickeln, um den
Herausforderungen des demographischen Wandels zu be-
gegnen und NRW zukunftsfest zu machen.

. eine ressortiibergreifende Quartiersplanung, die
den Sozial-, Wohnungs- und Verkehrsbereich verbindet.
Die kommunale Infrastruktur muss den Bediirfnissen
alter Menschen angepasst, altersgerechtes und generatio-
neniibergreifendes Wohnen gefordert und Angebote fiir
alle Generationen gesichert werden.

... das Miteinander der Generationen zu gestalten,
sich einzubringen in die Quartiersplanung, mitzuwirken
am Aufbau von Strukturen, die ein menschenwiirdiges,
selbstbestimmtes Leben im Alter ermdglichen.

... dass die Notwendigkeiten der Steuerung viel zu
spdt erkannt worden sind. Es wurde viel geredet, aber zu
wenig zielfiihrend in Angriff genommen und umgesetzt.
Es wurde leider noch zu lange und zu viel in Grof3ein-
richtungen investiert, statt in tiberschaubaren Wohn- und
Pflegeangeboten im Wohnquartier.

Idee und Umsetzung:
Sebastian Wuwer und
Christoph Weiflkirchen.
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er Duisburger Polizeieinsatz bei einer
DGroBdemonstration gegen den Gaza-

Krieg hat fiir die beteiligten Polizei-
beamten moglicherweise ,,disziplinarrechtliche
Konsequenzen®. Innenminister Dr. Ingo Wolf
(FDP) kiindigte im Innenausschuss (Vorsitz Win-
fried Schittges, CDU) an, entsprechende Maf3-
nahmen priifen zu lassen. Bei der Demonstrati-
on mit rund 10.000 Beteiligten hatten Polizisten
Israelflaggen aus Fenstern eines Wohnhauses
entfernt, weil sie gewaltsame Ausschreitungen
der islamischen Demonstranten befiirchteten.
Da sich zum Zeitpunkt der Demonstration
keine Personen in der Wohnung aufhielten,
mussten die Polizisten die Wohnungstiir eintre-
ten, um die Flagge voriibergehend in Beschlag
zu nehmen. ,,Es ist mehr als bedauerlich, dass
bei diesem Einsatz in die Meinungsfreiheit ein-
gegriffen wurde®, sagte Innenminister Wolf im
Ausschuss. Der Vorfall bediirfe einer ,sorg-
faltigen Aufarbeitung®. Dies forderten im
Innenausschuss auch Abgeordnete aller
vier Fraktionen.

!’I1rotz Finanz- und Wirtschafts-
krise sind die Unternehmen in
Nordrhein-Westfalen im Moment
nicht von einer flichendeckenden Kre-
ditklemme betroffen. Das erfuhr der
Ausschuss fiir Wirtschaft, Mittelstand und
Energie  (stellvertretender  Vorsitz
Dietmar Brockes, FDP) in einer
offentlichen Anhérung von Sach-
verstindigen. Die SPD-Fraktion
hatte in einem Antrag (Drs.
14/6679) gefordert, die Landes-
regierung solle insbesondere
den Mittelstand besser vor der
Kreditklemme schiitzen. Wie die
Sachverstindigen aus Wirtschaft,
Wissenschaft und Bankensektor be-
statigten, sei es fiir die meisten Unternehmen
weiterhin moglich, tiber Kredite Fremdkapital
fiir ihre Geschifte zu erhalten. Jedoch seien die
Bedingungen und Priifverfahren zur Kredit-
vergabe in den vergangenen Wochen und Mo-
naten deutlich erschwert worden, so die Sach-
verstindigen. Diesen Eindruck bestdtigte auch
der neue Vorstandsvorsitzende der NRW.Bank,
Dietmar Binkowska, der sich bereits einen Tag
vor der Anhorung den Abgeordneten im Aus-
schuss vorstellte. ,,Um einen Kredit zu bekom-
men, miissen Mittelstindler nun deutlich ho-
here Hiirden nehmen erklirte Binkowska. Von
einer allgemeinen Kreditklemme konne jedoch
keine Rede sein.

|

in mehrheitlich positives Votum fiir ei-
Enen Neuzuschnitt einzelner Landtags-

wahlkreise hat der Hauptausschuss (Vor-
sitz Werner Jostmeier, CDU) an das Plenum
abgegeben. Der entsprechende Gesetzentwurf
von CDU und FDP (Drs. 14/7826) sieht An-
derungen von Wahlkreisen in Aachen, Bonn,
im Rhein-Erft-Kreis sowie in Wuppertal und
im Kreis Soest vor. Die Regierungsfraktionen
begriinden die neue Einteilung mit dem Lan-
deswahlgesetz (LWahlG). Demnach ist eine
Neuabgrenzung von Wahlkreisen dann vorzu-
nehmen, wenn die Bevolkerungszahl in diesen
Wahlkreisen um mehr als 20 Prozent von der
durchschnittlichen Einwohnerzahl der Wahl-
kreise abweicht. Zudem schreibt das Gesetz
vor, nach Moglichkeit die Grenzen der Kreise
und kreisfreien Stidte sowie ortliche Zusam-

menhinge zu berticksichtigen. Die Fraktions-
sprecher Ilka Freifrau von Boeselager (CDU)
und Ralf Witzel (FDP) erklirten im Aus-
schuss, der Neuzuschnitt der Wahlkreise sei
eine ,sinnvolle Korrektur®. Die SPD-Fraktion
stimmte dem Gesetz zu, obwohl sie die Ande-
rungen nicht fiir notwendig hielt. ,Die breite
Akzeptanz des Wahlkreisgesetzes ist allerdings
ein Wert an sich®, sagte die SPD-Abgeordnete
Carina Godecke. Die Griinen enthielten sich
der Stimme. Thre Fraktionsvorsitzende Sylvia
Lohrmann erklirte, zunichst wolle die Frakti-
on intern beraten und danach Position fiir die
zweite Lesung des Gesetzentwurfs im Plenum
beziehen.

ie die Krankenhauslandschaft zu-
kiinftig ausgestaltet werden muss,
diskutierten ~Sachverstindige im

Ausschuss fiir Arbeit, Gesundheit und Soziales (Vorsitz
Giinter Garbrecht, SPD). Die Mitglieder des
Landesausschusses fiir Krankenhausplanung
befassten sich mit einem Antrag der SPD-Frak-
tion (Drs. 14/7451), der die Landesregierung
auffordert, unverziiglich einen Rahmenplan
fiir Nordrhein-Westfalen vorzulegen. Vor die-
sem Hintergrund appellierte Karsten Gebhardt
(Krankenhausgesellschaft NRW) an die Ab-
geordneten, die Krankenhduser am Konjunk-
turprogramm des Bundes teilhaben zu lassen,
um den vorhandenen Investitionsstau zu be-
seitigen. Thomas Fritz (Arbeitsgemeinschaft
der Verbande der Krankenkassen in Westfalen-
Lippe) sah den Krankenhausrahmenplan auf
einem guten Weg, und auch Michael Siillwold
(Verbinde der Ersatzkassen in Nordrhein)
befand den Plan fir sinnvoll. Die Sachver-
stindigen Ulrike Lubek (Landschaftsverband
Rheinland) und Helga Schuhmann-Wessloik
(Landschaftsverband Westfalen-Lippe) er-
kldrten, besonders in der Psychiatrie sei ein
Ausgleich von Versorgungsengpissen notig.

schen Bereichen sind Frauen
noch immer unterreprisen-
tiert. Dariiber informierte der
Staatssekretdr fiir Kultur, Hans-
Heinrich Grosse-Brockhoff, die
Abgeordneten im Ausschuss fiir Frau-
enpolitik (Vorsitz Elke Riihl, CDU). In
seinem Bericht iiber ,,Gender Main-
streaming im Kulturbereich® fiithrte er
aus, dass sich die Situation fiir Kiinstle-
rinnen im Vergleich zu den Vorjahren zwar
verbessert habe, aber weiterhin unbefriedigend
sei. Daher mochte das Land seine Bemiithungen
verstirken,zum Beispiel die stark unterreprisen-
tierten Dirigentinnenin Nordrhein-Westfalenzu
fordern.

In kulturellen und kiinstleri-

irgerinnen und Biirger haben manch-
Bmal Arger mit Amtern und Behorden.

Der Petitionsausschuss (Vorsitz Inge Howe,
SPD) des Landtags hilft. Die nichste Sprech-
stunde in der Dependance des Landtags, der
Villa Horion, ist fiir den 16. Februar 2009 vor-
gesehen. Um daran teilnehmen zu konnen, ist
eine telefonische Anmeldung unter der Num-
mer 0211 884-4444 erforderlich.
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Solidarpakt Il - Sachverstindige fordern Entlastung fiir Kommunen

Nicht mehr nach Himmelsrichtungen, sondern nach tatsichlicher Bediirftigkeit sollen notlei-
dende Kommunen finanziell unterstiitzt werden. Das fordern die Griinen in ihrem Antrag mit
dem Titel ,,Vergleichbare Kommunen in Ost und West gleich behandeln: Sonderzuweisungen
und Altschuldenhilfe fiir strukturschwache NRW-Kommunen ermoglichen, kommunale Be-
lastung fiir Einheitslasten zuriickfiihren® (Drs. 14/7348). Die kommunale Beteiligung an den
Einheitskosten miisse im Solidarpakt II neu geregelt werden. Mit den Vorschligen befassten
sich Sachverstindige in einer offentlichen Anhérung. Im Ausschuss fiir Kommunalpolitik und
Verwaltungsstrukturreform (Vorsitz Edgar Moron, SPD) fanden sie deutliche Worte.

as sind die Bedingungen und die
Grenzen der Solidaritit?“ Diese Fra-
ge stellte Claus Hamacher als Spre-

cher der kommunalen Spitzenverbinde in den
Mittelpunkt seiner Ausfithrungen zum Solidar-
pakt II. Er vertrat die Auffassung, das bisheri-
ge System zur Unterstiitzung der ostdeutschen
Kommunen miisse dringend infrage gestellt
werden. ,In vielen nordrhein-westfilischen
Kommunen brennt die Hiitte, und trotzdem
miissen diese Kommunen weiterhin ihre Soli-
darbeitrage entrichten®, kritisierte Hamacher.
Es sei ldngst keine Seltenheit mehr, dass west-
deutsche Kommunen ihre Solidarbeitrige tiber
Kassenkredite finanzieren miissten. Thre Finanz-
lage sei teilweise drastischer als bei Kommunen
in ostdeutschen Bundeslindern.

Dieser Meinung waren auch die Vertreter
von Kommunen. Mit deutlichen Worten for-
derten sie eine Neuausrichtung der Finanzhil-
fen. ,,Es reicht uns jetzt®, fasste der Dorstener
Biirgermeister Lambert Liitkenhorst (CDU)
die Stimmungslage in der rund 80.000 Men-
schen umfassenden Kommune im nérdlichen
Ruhrgebiet zusammen. Bis zum Jahr 2008 habe
Dorsten tiber 47 Millionen Euro an Solidarbei-
tragen gezahlt, obwohl sich die Stadt im Not-
haushalt befinde. ,,42 Prozent unserer gesamten
Kassenkredite mussten wir ausschliellich fiir
Solidarzwecke ausgeben®, erklirte Liitkenhorst.
Wenn sich nicht bald etwas dndere, werde
in der Offentlichkeit eine generelle Soli-
daritatsdebatte losgetreten, so seine
Prognose. Auch der Monchen-
gladbacher Oberbiirgermeister
Norbert Bude (SPD) forderte

Der Vorsitzende Edgar Moron (SPD,
re.) begriiBte Sachverstandige im
Ausschuss fiir Kommunalpolitik.

eine spiirbare ,,Zisur und appellierte an die
Landespolitik, ,sich bitteschén mit diesem The-
ma zu beschiftigen®

GELSENKIRCHEN UND LEIPZIG

Eine abweichende Position vertrat in der
Anhorung allein Prof. Thomas Lenk vom Ins-
titut fur Finanzen der Universitit Leipzig.
Anhand von Berechnungen wollte er den Aus-
schussmitgliedern belegen, dass nordrhein-
westfilische Kommunen keinen Anspruch auf
Finanzhilfen hitten. So habe die Steuerkraft im
Land Nordrhein-Westfalen im Jahr 2006 rund
924 Euro pro Einwohner betragen. Fiir alle
neuen Bundeslinder zusammengerechnet liege
dieser Wert bei lediglich rund 425 Euro. ,Das
Land ist immer noch an erster Stelle fiir die
finanzielle Unterstiitzung seiner Kommunen
verantwortlich® erkldrte Lenk. Auch der viel-
zitierte Vergleich zwischen dem westdeutschen
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Gelsenkirchen und dem ostdeutschen Leipzig
sei nicht tragbar. ,,Aus eigener Kraft ist Leipzig
noch immer nicht da, wo Gelsenkirchen heute
schon ist.“

Auf Unverstindnis stiel diese Position
bei den weiteren Sachverstindigen: ,,Niemand
kdme auf die Idee, einen Hartz-IV-Empfinger
zur Kreditaufnahme zu zwingen, damit dieser
Steuern zahlen kann® schloss sich der Ober-
hausener Stadtkimmerer Bernhard Elsemann
der Kritik am Solidarpakt II an. Aus Sicht der
Stadt Oberhausen, die mit 282 Millionen Euro
iiberschuldet sei und sich seit 1986 in der Haus-
haltssicherung befinde, sei eine Neuausrichtung
der Solidarfinanzen unbedingt notwendig. Dass
sich die Finanznot der Kommunen lingst auch
auf die Kreisebene auswirke, veranschaulich-
te Roland Butz fiir den Kreis Recklinghausen.
»Aus eigener Kraft kommen viele Kommunen
aus ihren Schulden nicht mehr heraus®, so Butz,
der fir das laufende Haushaltsjahr auch eine
deutliche Verschlechterung der Kreisfinanzen
befiirchtet.

»Nach zwei Jahrzehnten ist die Zeit der An-
schubfinanzierung vorbei®, meinte schlieSlich
Prof. Martin Junkernheinrich vom Lehrstuhl
fiir Stadt-, Regional- und Umweltokonomie der
Technischen Universitit Kaiserslautern. Kom-
munen in Westdeutschland gehe es finanziell ge-
nauso schlecht wie Kommunen in Ostdeutsch-
land. Allerdings dampfte der Sachverstindige
die Hoffnungen auf eine schnelle Losung der
Probleme. Kein heute titiger Landespolitiker
hitte die Chance, die Auswirkungen einer Re-
form des Solidarsystems noch in seiner Amts-
zeit mitzuerleben. Denn: ,,Ein Zug, der 20 Jahre
in dieselbe Richtung gefahren ist, ldsst sich nur
sehr schwer umlenken.“ sw
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GESETZGEBUNG
DRS.-NR. | GESETZ INITIATOR — INHALT BERATUNG IM | BESCHLUSS BERATUNGSSCHRITTE
PLENUM (ALLE TERMINE UNTER
VORBEHALT)
Gesetz zur Erhe- CDU, FDP — Schaffung einer gesetzlichen 17./18. Haushalts- und Erste Beratung im Aus-
bung von § 4 Absatz | Grundlage fiir die zum 1. Januar 2007 neu 12.2008 Finanzausschuss schuss steht noch aus
1 Nummer 7 und geregelte Beihilfefihigkeit von Arzneimitteln
Anlage 2 der Beihil-
fenverordnung in
Gesetzesrang
Anderung der Rege- | SPD — Schaffung der Méglichkeit, dass bestimmte | 17./18. Ausschuss fiir Wirtschaft, Erste Beratung im
lung der Ladenoff- | Verkaufsstellen am 1. Weihnachtsfeiertag sowie 12.2008 Mittelstand und Energie Ausschuss am
nungszeiten am Oster- und Pfingstsonntag fiir die Dauer von (federfiihrend) 14.1.2009, weitere Be-
fiinf Stunden geoffnet haben kénnen ratungen voraussicht-
lich im Mérz 2009
Regelungen zur LANDESREGIERUNG — Umsetzung der Euro- 17./18. Ausschuss fiir Kommunal- | Erste Beratung im
Umsetzung der piischen Dienstleistungsrichtlinie, deren Ziel die | 12.2008 politik und Verwaltungs- Ausschuss am
EU-Dienstleistungs- | Verbesserung der grenziiberschreitenden Erbrin- strukturreform 21..2009
richtlinie in das gung von Dienstleistungen ist (federfiihrend) Anhérung am
Landesrecht 25.3.2009
Gesetz zur Reform | LANDESREGIERUNG — Fachliche Weiterentwick- | 1. Lesung | Ausschuss fiir Schule Anhérung am 4.3.
der Lehrerausbil- lung der Lehrerausbildung durch Steigerung der 17./18. und Weiterbildung 2009, weitere Beratun-
dung Qualitdt im Sinne des neuen Schulgesetzes 12.2008 (federfiihrend) gen bis zum 6.5.2009
Abrechnungsfonds- | LANDESREGIERUNG - Aufteilung der Zahlungs- | 1. Lesung | Uberweisung an den Weitere Ausschussbe-
gesetz verpflichtungen zwischen Bund und Landern, 3.12.2008 | Haushaltsausschuss ratungen bis 22.1.2009,
Schaffung eines Sondervermogens mit der Funk- Anhérung am
tion eines Puffers, Glattung und Verteilung der 15.1.2009,
Haushaltsbelastungen tiber mehrere Jahre 2. Lesung im Plenum
am 28./29./30.1.2009
3. Nachtragshaus- | LANDESREGIERUNG — Anderung des Landes- 1.Lesung | Uberweisung an den Weitere Ausschuss-
halt 2008 haushaltsgesetzes und des Haushaltsplans fiir 2008, |3.12.2008 | Haushaltsausschuss beratungen bis
Umsetzung des Ergebnisses der Steuerschitzung, 22.1.2009, Anhérung
Zufithrungen zum Sondervermdogen ,,Risikoab- am 15.1.2009,
schirmung WestLB AG* sowie zum noch zu er- 2./3. Lesung im Plenum
richtenden Fonds bezgl. der finanziellen Lasten des am 28./29./30.1.2009
Finanzmarktstabilisierungsgesetzes
Geodatenzugangs- | LANDESREGIERUNG — Umsetzung der Richtlinie |1.Lesung | Uberweisung an den Innen- | Erste Beratung im
gesetz 2007/2/EG, Erarbeitung des Gesetzentwurfs zur 3.12.2008 | ausschuss (federfiihrend) Ausschuss am
Gewihrleistung der durch die Richtlinie geforder- und an den Hauptausschuss | 11.12.2008, weitere
ten Interoperabilitit Beratung Anfang 2009
Bergmanns- LANDESREGIERUNG — Umsetzung der Ergeb- 1.Lesung | Uberweisung an den Erste Beratung am
versorgungsschein | nisse der Evaluierung des Gesetzes, redaktionelle 3.12.2008 | Ausschuss fiir Arbeit, 21.1.2009, weitere Be-
Anpassungen an geltendes Recht Gesundheit und Soziales ratung ab Mirz 2009
Anderung des CDU und FDP — Anderung des Wahlkreisgesetzes | 1.Lesung | Uberweisung an den Beratungen 27.11.2008,
Gesetzes iiber die und Regelung zur Befristung des Gesetzes iiber die |12.11.2008 | Hauptausschuss 22.1.2009,
Wabhlkreiseinteilung | Wahlkreiseinteilung 2. Lesung im Februar
fiir die Wahl zum
Landtag NRW
Gesetz zur Ande- LANDESREGIERUNG — Maglichkeit der Koopera- | 1. Lesung | Uberweisung an den Aus- Erste Beratung im
rung des Gesetzes | tion mit einem Partner 12.11.2008 | schuss fiir Kommunalpolitik | Ausschuss am
iiber die Lippische und Verwaltungsstrukturre- |26.11.2008,
Landes-Brandversi- form (federfiihrend) sowie | weitere Beratung und
cherungsanstalt an den Haushalts- und ggf. Beschlussfassung
Finanzausschuss am 4.3.2009
Gesetz zur Stirkung | LANDESREGIERUNG - Schaffung einer rechtli- | 1. Lesung | Uberweisung an den Haus- | Erste Beratung im
der Personalhoheit | chen Méglichkeit zur Zahlung von Leistungsent- 12.11.2008 | halts- und Finanzausschuss | Ausschuss am
der Kommunen in | gelten an kommunale Beamtinnen und Beamte, (federfiihrend), an den Aus- | 27.11.2008,
Nordrhein-West- Aufhebung der Stellenobergrenzenverordnung vom schuss fiir Kommunal- Anhérung
falen 10.05.2005 politik und Verwaltungs- am 5.2.2009
strukturreform sowie an
den Innenausschuss
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strukturreform

GESETZGEBUNG
DRS.-NR. | GESETZ INITIATOR — INHALT BERATUNG IM | BESCHLUSS BERATUNGSSCHRITTE
PLENUM (ALLE TERMINE UNTER
VORBEHALT)

14/7497 | Sechstes Gesetz LANDESREGIERUNG - Anderung der 1.Lesung | Uberweisung an den Erste Beratung im
zur Anderung des | Abfiihrungsregelung aus dem Jahresiiberschuss 23.10.2008 | Ausschuss fiir Bauen und Ausschuss am
Wohnungsbaufoér- | der Wohnungsbauférderungsanstalt Nordrhein- Verkehr (federfiihrend) 29.10.2008, 6ffent-
derungsgesetzes Westfalen (Wfa) sowie an den Haushalts- liche Anhérung am

und Finanzausschuss 15.1.2009

14/7000 | Haushaltsgesetz LANDESREGIERUNG — 1.Lesung | Uberweisung an den Haus- | Weitere Ausschuss-
2009 Feststellung des Haushaltsplans 27.8.2008 | halts- und Finanzausschuss | beratungen bis

14/7001 | Finanzplanung Regelung der Finanzausstattung der und die einzelnen Fachaus- | 22.1.2009, Anhorung
2008-2012 Gemeinden und Gemeindeverbinde schiisse am 15.1.2009,

14/7002 | Gemeindefinanzie- 3. Lesung im Ausschuss
rungsgesetz am 5.2.2009,

2./3. Lesung im Plenum
(28./29./30.1. bzw.
11./12.2.2009)

14/6327 | Gesetz iiber den SPD — Zusammenfiihrung der bisherigen Einzel- 1.Lesung | Uberweisung an den Zuletzt Beratung am
Vollzug der Unter- | bestimmungen zum Untersuchungshaftvollzug 12.3.2008 | Rechtsausschuss 2.4.2008, ggf. Vorlage
suchungshaft der Landesregierung
in NRW und anschlieffende

weitere Beratung

14/1541 | Gesetz zur Ande- SPD, GRUNE - Stirkung des Informationsrechts | 1. Lesung | Uberweisung an den Zuletzt behandelt
rung der Landesver- | und des Unterrichtsanspruchs des Parlaments 6.4.2006 Hauptausschuss am 6.3.2008,
fassung gegeniiber der Landesregierung Beratung lauft

14/272 Gesetz zur Ande- SPD - Einrichtung einer Personalvertretung bei 1.Lesung | Uberweisung an den Rechts- | Zuletzt behandelt
rung des Personal- | jeder Staatsanwaltschaft 28.9.2005 |ausschuss (federfiihrend) am 3.11.2005,
vertretungsgesetzes sowie den Innenausschuss | Beratung ruht

DRS.-NR. | GESETZ INITIATOR 1. LESUNG — | BESCHLUSSVORSCHLAG —

GEPLANT UBERWEISUNG AN DEN

[[4/817d | Gesetz zur Anderung dienstrechtlicher LANDESREGIERUNG  |28.—30.1. |Haushalts- und Finanzaus-
Vorschriften 2009 schuss (federfiihrend)

14/829 Gesetz zur Ausfiihrung des Baugesetzbuches | LANDESREGIERUNG | 28.—30.1. | Ausschuss fiir Bauen und
in Nordrhein-Westfalen 2009 Verkehr

14/829( | Gesetz zum Ausbau der Fachhochschulen in | LANDESREGIERUNG 28.—30.1. | Ausschuss fiir Innovation,

Nordrhein-Westfalen 2009 Wissenschaft, Forschung
und Technologie
(federfiihrend)

14/8329 | Gesetz zur Férderung der politischen Partizi- | GRUNE 28.—30.1. | Ausschuss fiir Generationen,
pation zugewanderter Biirgerinnen und Biir- 2009 Familie und Integration
ger in den Gemeinden — Anderung des § 27 (federfiihrend)
der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen

Gesetz zur Anderung des Kommunalwahl- CDU, FDP 28.—-30.1. | Ausschuss fiir Kommunal-
gesetzes 2009 politik und Verwaltungs-

Abgeschlossene Gesetzgebung - am 17./18. Dezember 2008 im Plenum entschieden

ordentlichen Gerichte

DRS.-NR. | GESETZ INITIATOR BERATUNG IM PLENUM BESCHLUSS IM GESETZBLATT VERKUNDET
14/6933 | Drittes Gesetz zur Anderung des Gesetzes LANDESREGIERUNG | 2. Lesung Angenommen
tiber die Gliederung und die Bezirke der 18.12.2008

Ein Gesetzesentwurf wird mindestens zweimal im Plenum behandelt (1. und 2. Lesung). Dazwischen wird er von den zustidndigen Fachausschiissen
beraten. In der elektronischen Fassung unter www.landtagintern.de finden Sie Links zu ausfiihrlicheren Informationen.
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ie CDU-Landtagsfraktion macht sich
D jetzt in einem Antrag dafiir stark, das

Projekt ,,Jedem Kind ein Instrument
nach Moglichkeit flichendeckend auf ganz
Nordrhein-Westfalen auszuweiten. Gleichzeitig
soll gepriift werden, inwiefern sich das Projekt
um die Elemente Singen und Tanzen erweitern
lasse.

Vor zwei Jahren hatte die Landesregierung
als erstes und grofStes Projekt der Européischen
Kulturhauptstadt 2010 das Projekt ,,Jedem Kind
ein Instrument* fiir das Ruhrgebiet auf den Weg
gebracht. Schon damals gab es die erklirte Ab-
sicht von Landesregierung und Koalition, nach
der Probephase das Projekt schrittweise auf das
ganze Land auszuweiten.

»Wir stellen fest, dass dieses Projekt tiber-
aus gut angenommen und bereits in vielen
anderen Bundeslindern iibernommen wird®
erkldrt Thomas Sternberg (Foto), kulturpoli-
tischer Sprecher der CDU-Landtagsfraktion.
In Nordrhein-Westfalen gebe es auflerhalb des

ie FDP im Landtag setzt sich fiir den
Erhalt der vielfiltigen und einzigarti-
gen Zeitungslandschaft in Nordrhein-

Westfalen ein. ,Tageszeitungen leisten einen
herausragenden unverzichtbaren Beitrag zur

Ruhrgebiets mittlerweile
eine Vielzahl von Kom-
munen und Schulen, die
sich lieber heute als mor-
gen an diesem Projekt be-
teiligen wollten.

»Die dsthetisch-kultu-
relle Bildung ist in unse-
rem Land in erheblichem
Ausmaf3 verloren gegan-
gen. Asthetische Bildung
und Urteilskraft bilden
aber die notwendige Vo-
raussetzung fiir eine sinnvolle Beschiftigung
und Auseinandersetzung mit Kunst. Sie sind
das Fundament eines vertieften Verstindnisses
unserer Kultur, konstatiert Sternberg.

Kunst sei der Bereich der schopferisch-frei-
en Betrachtung und Gestaltung. Sie lebe durch
Kreativitit und fordere sie. Sternberg: ,Durch
Beschiftigung mit Kunst wird unsere Wahrneh-
mung geschirft. Sie ist personlicher Ausdruck.

politischen Meinungsbildung®, sagt der Parla-
mentarische Geschiftsfithrer der FDP-Fraktion,
Ralf Witzel. Durch diese Aufgabe haben Zei-
tungen eine unentbehrliche Funktion fiir die
Demokratie, erldutert der Medienexperte. ,In
NRW erscheinen mehr als 40 Tageszeitungen.
Ein Grofiteil der Biirger kann zwischen ver-
schiedenen lokalen Titeln wihlen. Das bietet
ganz unterschiedliche Blickwinkel auf das Ge-
schehen in der Region®, lobt Witzel die Vielfalt.

Doch die Lage der Zeitungsverlage sei
schwierig. Der Kleinanzeigenmarkt wandert
zunehmend ins Internet ab, die Verkaufszah-
len sinken, und im Netz machen gebiihren-
finanzierte offentlich-rechtliche Medien mit
Online-Angeboten den Verlagen Konkurrenz.
»Um diesen Herausforderungen erfolgreich zu
begegnen und die Meinungsvielfalt zu erhalten,
miissen aus Sicht der Freien Demokraten die
Rahmenbedingungen fiir Verlage und Journa-
listen in NRW verbessert werden®, erklirt Ralf
Witzel.

Beitrdge in alleiniger Verantwortung der Fraktionen

ii cbu

DIE LANDTAGSFRAKTION

Kinder und Jugendliche,
die sich und ihre Gefiihle
ausdriicken konnen, ha-
ben nicht nur mehr Le-
bensfreude. Sie sind auch
in der Lage, ihre Welt po-
sitiv zu gestalten. Durch
musische Bildung werden
intellektuelle und soziale
Kompetenzen gefordert.

Daher miisse auf der
Grundlage der Auswer-
N\ tung moglichst zeitnah ein
Konzept entwickelt werden, wie und in welchen
Schritten ,,Jedem Kind ein Instrument“ auch in
den anderen Landesteilen eingefiihrt werden
konne. Kommunen, die sich schon méglichst
bald beteiligen wollen, miissen dabei unter-
stiitzt werden, so der CDU-Kulturexperte. ,,Mit
interessierten Kommunen und Musikschulen
sollten bereits im Schuljahr 2009/2010 erste Pi-
lotprojekte erprobt werden. |

FDP

Die Landtagsfraktion

Mit einer parlamentarischen Initiative un-
terstreicht die FDP die Bedeutung der Medi-
envielfalt. Sie setzt sich daftr ein, dass Koope-
rationen und Fusionen in der Verlagsbranche
erleichtert werden und dabei die Titelvielfalt
erhalten bleibt. Zudem sollen Modelle gepriift
werden, die Zeitungsverlagen unter Wahrung
der rechtlichen Vorgaben eine Mehrheitsbetei-
ligung an Rundfunkveranstaltern erméglichen.
Bei allen notwendigen Veridnderungen fordert
Ralf Witzel die Zeitungshduser jedoch dazu
auf, ,ihrer besonderen publizistischen Verant-
wortung gerecht zu werden und mit Augenmaf3
und sozialvertraglich zu handeln®

Doch nicht nur o6konomische Faktoren
stellen Verlage vor Herausforderungen; auch
das Verhalten der Mediennutzer verindert sich.
Damit auch die heranwachsende Generation
die Zeitung als verléssliche Informationsquel-
le zu schitzen lernt, unterstiitzen die Liberalen
Zeitungsprojekte fiir junge Menschen wie ,,Zei-
tung in der Schule® und ,,ZeitungsZeit*. |
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ie griine Landtagsfraktion gratuliert
D der Wartburg-Grundschule in Miinster

(Foto),die den Deutschen Schulpreis er-
rungen hat! Die Wartburg-Schule wurde fiir ihr
besonderes padagogisches Konzept ausgezeich-
net. Die Schule ohne Noten und Klassenarbeiten
bis zur dritten Klasse, ohne Hausaufgaben und
Stundenpline ist ein zentraler Baustein in der
Arbeit der priamierten leistungsstarken Schule.
Die Schiilerinnen und Schiiler arbeiten nach
individuellen Lernplinen und erhalten Lern-
entwicklungsberichte. Damit miisste die ,,beste
Schule Deutschlands® der Landesregierung ein
Dorn im Auge sein. Denn innovative Konzepte
der Leistungsbewertung, wie sie die Wartburg-
Schule anwendet, sind nicht erwiinscht und
ausweislich des schwarz-gelben Schulgesetzes
nur an besonderen Modellschulen méglich. Das
haben CDU und FDP beim Zwang zur Verga-
be der hochst umstrittenen Kopfnoten fiir das
Arbeits- und Sozialverhalten im Schulgesetz
durchexerziert. Alternative Konzepte waren da

ohne Chance. Diesem Notenzwang sollen sich
zudem jetzt auch die kirchlichen Schulen unter-
werfen, die sich bislang noch gestriubt haben.
Nun gibt es zwar Hoffnung fiir die Wartburg-
Grundschule, die ihr pramiertes Konzept trotz
des Schulgesetzes weiterfithren darf. Doch diese
Freiheit und Eigenverantwor-
tung muss auch fiir andere
Schulen gelten. Laut Schulge-
setz sind schlieflich alle Schu-
len eigenverantwortlich. Dazu
muss gehoren, dass alle Schulen
ihre im Einverstdndnis mit den
Eltern entwickelten, erprobten
und oft tiber Jahre bewidhrten
Konzepte in Fragen der Leis-
tungsbewertung weiterfiihren
bzw. wieder aufnehmen kon-
nen. Aber auch neue Konzepte
der Leistungsbewertung ohne
Notenzwang miissen im Sin-
ne der padagogischen Weiter-

Beitrige in alleiniger Verantwortung der Fraktionen

Die Fraktion

er frithere nordrhein-westfilische
DWirtschaftsminister und SPD-Lande-
schef Harald Schartau (Bild, rechts)
legte zum Jahreswechsel sein Landtagsmandat
nieder. Die SPD-Landtagsfraktion verabschie-
dete den 55-Jahrigen, der nun Arbeitsdirektor
beim Stahlkonzern Georgsmarienhiitte ist, bei
einem Empfang im Foyer der Sozialdemokraten
im Diisseldorfer Landtag. Fraktionschefin Han-
nelore Kraft bedankte sich bei Harald Schartau
fir die langjdhrige gute und intensive Zusam-
menarbeit. Von 2001 bis 2005 waren Kraft und
Schartau bereits Kabinettskollegen in der nord-
rhein-westfilischen Landesregierung gewesen.
Gleichzeitig begriifite die SPD-Fraktions-
vorsitzende den ,,Nachriicker“ Peter Weckmann.
Der Diplom-Pidagoge wird sich vor allem im
Kulturausschuss des Landtags einbringen. Sei-
ne Heimatstadt Essen ist im kommenden Jahr
Kulturhauptstadt Europas.

GRUNE

IM LANDTAG NRW

entwicklung unserer Schulen wieder mdoglich
sein. Mit unserem Antrag ,,Gleiches Recht fiir
alle: Kein Notenzwang bei guten pddagogischen
Konzepten“ (Drucksache 14/8288) wollen wir
die Landesregierung bewegen, ihre starre Hal-
tung endlich aufzugeben.
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W

WAHLEN

Jugendforum Europa im Marz - 2.'J_ge'n ILandtag im Juni

Jugend und Europa — zwei wichtige Themen, mit denen sich der Landtag im ersten Halbjahr
des neuen Jahrs intensiv beschiiftigt: Am 13. Mdrz wird es eine Europaveranstaltung fiir ju-
gendliche Erstwihler und vom 28. bis zum 30. Juni wegen des grofien Erfolgs eine Neuauflage
des Jugend-Landtags geben. Bei beiden Veranstaltungen sollen die teilnehmenden Jugendlichen
Kenntnisse iiber die demokratischen Entscheidungsprozesse erhalten, sich anschliefiend leichter
in der politischen Welt zurecht finden und zu weiterem politischen Engagement ermuntert wer-
den. Deshalb werden beim Jugendforum Europa Abgeordnete des Europaparlaments und beim
Jugend-Landtag das Prisidium wie auch Abgeordnete des Landesparlaments den Jugendlichen

personlich Rede und Antwort stehen.

ie Resonanz auf den 1. Jugend-Landtag
D im Sommer 2008 war durchweg positiv

— nicht nur bei den Teilnehmerinnen
und Teilnehmern, sondern auch bei den Abge-
ordneten und Medien. Das grof3e Medienecho
zeigte, dass der Landtag NRW mit der Veran-
staltung die Chance nutzen konnte, fiir die par-
lamentarische Arbeit zu werben.

JUGEND-LANDTAG: BEWERBEN!

Der zweite Jugend-Landtag soll wie der ers-
te die reale Zusammensetzung des Landtags
NRW widerspiegeln. Daher diirfen sich wieder
Jugendliche bei ihren ortlichen Abgeordneten

bewerben; diese suchen ihre ,Platzhalterin®
oder ihren ,Platzhalter aus und melden sie
fiir den Jugend-Landtag an.

Fur das Jugendforum Europa dagegen
werden gemeinsam mit dem Europdischen
Parlament (Informationsbiiro fiir Deutschland)
diejenigen weiterfithrenden Schulen angeschrie-
ben, die sich bereits bei der Aktion ,,Der Land-
tag besucht eure Schule“ beworben und um
einen Besuch des Prasidiums gebeten haben. So
ist sichergestellt, dass sich engagierte Schiilerin-
nen, Schiiler und Lehrkrifte anmelden.

Da mit den beiden Veranstaltungen das
Interesse und das Verstindnis von jungen
Menschen fiur die parlamentarische Demo-
kratie gefordert werden sollen, sind vor allem

Europaparlament, Bundestag, Kreistag,
Stadtrat — das Jahr 2009 wird fiir NRW das
Jahr der Wahlen. Der Landtag nimmt seine
Verantwortung ernst und mochte mit meh-
reren Initiativen die Biirgerinnen und Biir-
ger dazu auffordern, von ihrem Wahlrecht
Gebrauch zu machen. Ein Schwerpunkt des
Informationsangebots richtet sich an Erst-
wiihler. Daher stellt Landtag Intern heute
zwei wichtige Jugendprojekte des Landtags
vor.

Jugendliche eingeladen, die noch nicht zu den
»Jung-Profis der politischen Parteien zahlen.
Fiir das Jugendforum Europa werden 17- bis
20-Jahrige angesprochen, beim Jugend-Land-
tag wird das Alter der Teilnehmer etwas nied-
riger, ndmlich 15 bis 18 Jahre sein.

MEINUNG ERWUNSCHT

In beiden Fillen werden die Jugendlichen
politische Themen bearbeiten. Eine Klima-,
Umweltschutz- oder Energiefrage ist beim
Jugendforum Europa vorgesehen. Fiir den
Jugend-Landtag werden gleich zwei Themen
intensiv vorbereitet. Die Erfahrung mit dem
1. Jugend-Landtag zeigt, dass die Befassung mit
mehr als zwei Themen, die in den Fraktionen,
den Ausschiissen, in Anhérungen und im Ple-
num beraten werden, den zeitlichen Rahmen
iiberschreiten wiirde. Damit die Jugend-Ab-
geordneten dennoch Themen auch selbst be-
stimmen konnen, ist fiir den Jugend-Landtag
aber auch eine Aktuelle Stunde geplant. Dies
versetzt die Jugendlichen in die Lage, kurzfris-
tig ein ihnen wichtiges Thema ins Plenum zu
bringen, tiber das sie diskutieren konnen. dd
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gern fiir sportliche Aktivititen. In ihrer Ju-

gend war die im hessischen Schlitz geborene
SPD-Abgeordnete begeisterte Leichtathletin. Der
100- und der 200-m-Lauf waren ihre Spezialitit.
Mit 15 Jahren gewann sie mit ihrer Mannschaft
eine Meisterschaft im Waldlauf. Parallel dazu
spielte sie Handball. Mitte der 90er-Jahre hatte
Ulla Meurer, die Geschichte und Germanistik an
der RWTH Aachen studierte, ein kleines sport-
liches Comeback, als sie bei den Stadtmeister-
schaften der Leichtathletik in ihrem Wahlkreis
Heinsberg Stadtmeisterin wurde.

Sportlich wollte es Ulla Meurer auch an-
gehen, als sie zusammen mit threm Mann im
letzten Sommer mit Zelt und Fahrrad durch
Nordrhein-Westfalen radelte. Als passionierte
Verfechterin des Raucherschutzes im Diissel-
dorfer Landtag wollte die Sozialdemokratin vor
Ort erkunden, wie das neue Nichtrauchergesetz
in der Praxis angewendet wird. Gleich zu Beginn
musste sie erleben, dass auf einem Campingplatz
jeden Abend ,,geschlossene Gesellschaft* war. Da-
mit durfte in den Gastronomierdumen geraucht
werden und drauflen auch. ,,Fiir Nichtraucher
war kein Eckchen frei, wo der Qualm nicht hin-
gezogen ist*, erinnert sich die SPD-Abgeordnete.

Noch unerfreulicher war ein Erlebnis in
Detmold. Da hatte sich die Parlamentarierin
in einem Biergarten niedergelassen, um einem
Platzkonzert zuzuhoren Als es anfing zu regnen
und sie in das Haus fliichtete, erfuhr sie, dass
das Lokal als Raucherklub gefiihrt wurde. Ihr
Versuch, daraufhin die Essensbestellung riick-
gingig zu machen, misslang zunichst. Erst als
sich Ulla Meurer als Landtagsabgeordnete ou-
tete, die im NRW-Parlament vehement fiir den
Nichtraucherschutz ficht, konnte sie sich durch-
setzen. ,,Das Ganze war hochst unerfreulich und
das Personal sehr uneinsichtig®, bilanziert Ulla
Meurer enttduscht ihre praktische Erfahrung.

Ihre Freizeit nutzt Ulla Meurer noch heute

Das Negativ-Erlebnis hindert die SPD-Frau je-
doch keineswegs daran, sich weiterhin fiir eine
Prézisierung des Nichtrauchergesetzes stark
zu machen. ,Meiner Meinung nach brauchen
wir eine bundeseinheitliche Regelung®, sagt
die 53-Jdhrige, die selber frither einmal stark
geraucht hat. ,In meiner Jugend habe ich fiir
Raucherecken auf dem Schulhof gekdmpfft, jetzt
bin ich froh, dass das Rauchen in Schulen ge-
nerell verboten ist® freut sich die Abgeordnete.
Zur entschiedenen Kdmpferin gegen die Qual-
merei ist Ulla Meurer allerdings erst durch die
Krankheit des jiingeren ihrer zwei Sohne ge-
worden. ,,Seither darf bei uns zu Hause nicht
mehr geraucht werden® sagt Ulla Meurer.

Politisch aktiv wurde Ulla Meurer, die
auch gelernte Industriekauffrau ist, nachdem
die SPD die Bundestagswahl 1983 verloren
hatte. ,Da habe ich gesagt: Nun erst recht. Du
meckerst nicht linger herum, sondern du
machst mit.“ Exakt am 8. Mirz 1983, am in-
ternationalen Frauentag, trat sie in die von ihr
favorisierte SPD ein. Dort arbeitete sie bei der
»SGK® und der ,AsF“ mit, wurde Vize-Vorsit-
zende des Ortsvereins Heinsberg und kam 1989
erstmals in den Rat der Stadt, dem sie auch heu-
te noch angehort. Auflerdem ist Ulla Meurer
Mitglied in der Gewerkschaft ver.di.

Vor der letzten Landtagswahl bewarb sie
sich um ein SPD-Mandat und rutschte fiir sie
vollig unerwartet in den Landtag. ,Ich wollte
mich engagieren, fir die Partei kimpfen, Stim-
men sammeln und es einfach mal gemacht ha-
ben®, begriindet sie ihre Kandidatur. ,Mit mei-
nem Listenplatz 42 hatte ich wirklich nicht mit
einem Abgeordnetenplatz gerechnet®, sagt Ulla
Meurer heute. Inzwischen hat die SPD-Abge-
ordnete an ihrer neuen Aufgabe so viel Freude,
dass sie gerne wieder kandidieren mochte. Als
ordentliches Mitglied im Ausschuss fiir Arbeit,
Gesundheit und Soziales, im Ausschuss fiir
Frauenpolitik sowie im Ausschuss fiir Genera-
tionen, Familie und Integration hat sie einen
umfangreichen Aufgabenbereich gefunden, bei
dem sich viele Themen verzahnen. In allen drei
Ausschiissen setzt Ulla Meurer den Schwer-
punkt auf die Verbesserung des Kinderschutzes.
,Sie sind immer das schwichste Glied in der
Gesellschaft und brauchen die meiste Hilfe®, ist
die Abgeordnete iiberzeugt.

Als Ausgleich zu ihrer stressigen Abgeord-
netenarbeit werkelt Ulla Meurer gern in ihrem
Blumengarten, schmokert Krimis oder reist mit
ihrem Mann als Koch per Zelt durch europiische
Lander. ,Mein Mann kann auf einem Trangia-
Brenner ein so tolles Drei-Giange-Menti zuberei-
ten, dass alle Frauen auf dem Campingplatz nei-
disch werden und die Minner Stress bekommen,
weil sie das nicht machen®, gibt Ulla Meurer la-
chend preis. Gerlind Schaidt

LEUS“ im Landtag

in 13-Jdhriger im Wagen der Prisidentin,
E]ugendliche mit Stift und Block vor der
Tir des Direktors oder im Presseclub der
Fraktionen — das hat einen guten Grund: Der
Landtag beteiligt sich an ,,ZEUS, dem medien-
péadagogischen Projekt ,,Zeitung und Schule®
ZEUS, entwickelt von der Journalistenschu-
le Ruhr, richtet sich an die Klassen 8 bis 13 al-
ler Schulformen. Wihrend der Projektwochen
werden die Jugendlichen selbst journalistisch
titig. Sie wihlen Themen aus, um dariiber Be-
richte oder Reportagen zu schreiben. Bisher gibt
es bereits zwei Landtags-Themen: ,,Ein Besuch
im Landtag NRW* und ,,Ein Tag mit dem Pri-
sidium des Landtags*, bei dem die Jugendlichen
Landtagsprasidentin Regina van Dinther oder
ihre Vizes zu Schulbesuchen begleiten.

JEANS TABU

Beide Themen bieten viel Stoff fir Artikel:
»Kleider machen Leute — dieses Motto gilt im
Landtag® schreiben etwa Lisa Maria Adams und
Malte Buch in der ,Westdeutschen Allgemeinen
Zeitung® nach einem Landtags-Besuch. Jeans
und Turnschuhe seien tabu. Das hatten Pascal
Nienaber und Iweri Achwlediani aus Bochum
offensichtlich gelesen, denn zum Schulbesuch
in Kierspe mit Vizeprisidentin Angela Frei-
muth erschienen sie in weiflen Oberhemden,
mit sauberen Schuhen und reichlich Informa-
tionsmaterial aus dem Internet. Wie bisher alle
ZEUS-Reporterinnen und -Reporter waren sie
anschliefend {iiberrascht, wie locker die Mit-
glieder des Prisidiums, der Landtagsdirektor
und die Abgeordneten auftraten.

Anscheinend spricht sich rasch herum, dass
die ZEUS-Angebote des Landtags Spafl machen.
Denn immer mehr Schiilerinnen und Schiiler
wollen mit dem Prisidium zu Schulbesuchen
fahren oder an einem der zahlreichen Angebote
im Landtag teilnehmen. An allen ZEUS-Pro-
jekten zusammen haben sich schon mehr als
500.000 Jugendliche beteiligt. dd

Kontakt im Landtag NRW:
Besucherdienst (0211) 884-2444,
Sachbereich . Jugend- und Parlament” (0211) 884-2450.
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MELDUNGEN

Geburtstagsliste

Vom 28. Januar 2009 bis 10. Februar 2009

28.1. Schultheis, Karl (SPD) 56
28.1. Unruhe, Jiirgen (SPD) 39
31.1. Apel-Haefs, Ulrike (SPD) 57
31.1. Tillmann, Angela (SPD) 52
3.2. Walsken, Gisela (SPD) 51
4.2. Priggen, Reiner (Griine) 56
9.2. Kern, Walter (CDU) 55
10.2. Biesenbach, Peter (CDU) 61
10.2. Killewald, Norbert (SPD) 48

Ehemalige Abgeordnete’

28.1. Skorzak, Franz (CDU) 80
31.1. Gorlas, Johannes (SPD) 75
1.2. Stevens, Martin (SPD) 80
5.2. Wegener, Karl (CDU) 75
5.2. Lagemann, Inge (SPD) 65
6.2. Balke, Franz-Josef (CDU) 70

* besondere Geburtstage ab 65

Der Beauftragte der Evangelischen Kirchen
bei Landtag und Landesregierung, Rolf Krebs,
sowie der Leiter des Katholischen Biiros, Dr.
Karl-Heinz Vogt, laden die Abgeordneten des
Landtags NRW am 29. Januar 2009 ein: um
8 Uhr zum Parlamentsfriihstiick im Landtags-
restaurant und um 9 Uhr zur Landtagsandacht
im Raum E 3 Z 03.

Die ndchste reguldre Plenarsitzung des Landtags Nord-
rhein-Westfalen findet statt am 11./12. Februar 2009.
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Raum fiir Aufkleber (Postvertrieb)

Einen historischen Mémént

... erlebten mehr als 500 Géste in der Wandelhalle des Landtags. Dort verfolgten sie live auf einer GroBleinwand, wie
Barack Obama vor dem Kapitol in Washington D.C. als erster schwarzer Prasident der USA vereidigt wurde. Gemeinsam
mit dem Diisseldorfer US-Generalkonsul Matthew G. Boyse (re.) und der Vorsitzenden des Amerika Hauses NRW, Jeane von
Oppenheim, begriiBte Angela Freimuth (li.) die Zuschauerinnen und Zuschauer. Die Landtagsvizeprasidentin engagiert sich
als Vorsitzende der Deutsch-Amerikanischen Parlamentariergruppe fiir die transatlantische Freundschaft. Mit der Amts-
einfiihrung von Obama verband sie die Hoffnung, dass sich nun noch mehr Biirgerinnen und Biirger fiir die Beziehungen
zwischen NRW und den USA interessieren und personlich einsetzen. Foto: Schalte

} SEITE 20 - LANDTAG INTERN 1/2009 }




	Schaltfläche 21: 
	Schaltfläche 18: 
	Schaltfläche 19: 
	Schaltfläche 16: 
	Schaltfläche 17: 
	Schaltfläche 14: 
	Schaltfläche 15: 
	Schaltfläche 12: 
	Schaltfläche 13: 
	Schaltfläche 10: 
	Schaltfläche 11: 
	Schaltfläche 8: 
	Schaltfläche 9: 
	Schaltfläche 4: 
	Schaltfläche 5: 
	Schaltfläche 3: 
	Schaltfläche 2: 


